
120Einladung
Z U R  O R D E N T L I C H E N  

H A U P T V E R S A M M L U N G  D E R 

M T U  A E R O  E N G I N E S  A G



Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung der MTU Aero Engines AG

2

MTU Aero Engines AG 
München

WKN A0D 9PT / ISIN DE000A0D9PT0  
und 

WKN A3H 23M / ISIN DE000A3H23M6 

Einladung zur  
ordentlichen Hauptversammlung  

der MTU Aero Engines AG

Wir laden hiermit die Aktionäre unserer Gesellschaft zur ordentlichen Hauptversammlung ein, die am

Mittwoch, dem 21. April 2021 um 10:00 Uhr MESZ (8:00 Uhr UTC) 

als virtuelle Hauptversammlung ohne die persönliche Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten stattfinden 
wird.

Versammlungsort im Sinne des Aktiengesetzes („AktG“) ist der Sitz der Gesellschaft in der Dachauer Straße 665, 
80995 München.

Die gesamte Hauptversammlung wird für Aktionäre am 21. April 2021 ab 10:00 Uhr MESZ live im Internet unter  
der Internetadresse www.mtu.de/hv im dortigen HV-Portal übertragen. Sonstige Interessierte können die Haupt- 
versammlung unter der vorgenannten Internetadresse bis zur Beendigung der Vorstandsrede verfolgen. Nähere  
Hinweise zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung der Aktionärsrechte finden sich  
in Kapitel III „Weitere Angaben und Hinweise“.
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I. Tagesordnung 

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernabschlusses, des  
zusammengefassten Lageberichts für die Gesellschaft und den Konzern sowie des Berichts  
des Aufsichtsrats einschließlich des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben  
nach §§ 289a und 315a HGB, jeweils für das Geschäftsjahr 2020

Die genannten Unterlagen werden von der Einberufung der Hauptversammlung an im Internet unter der Adresse  
www.mtu.de/hv zugänglich gemacht. 

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu diesem Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung vorgesehen, 
da der Aufsichtsrat den Jahres- und Konzernabschluss bereits gebilligt hat.

2.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2020 der Gesellschaft in Höhe von  
Euro 66.597.311,25 wie folgt zu verwenden:

Verwendung des Bilanzgewinns

Ausschüttung einer Dividende i. H. v.  
Euro 1,25 je dividendenberechtigter Stückaktie: 

 
Euro

 
66.597.311,25 

2. Einstellung in Gewinnrücklagen Euro 0,00

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf die Dividende am dritten auf den Hauptversammlungsbeschluss 
folgenden Geschäftstag, d. h. am Montag, 26. April 2021, fällig. 

Von der Gesellschaft gehaltene eigene Aktien sind nicht dividendenberechtigt. Bis zur Hauptversammlung kann  
sich die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien verändern. In diesem Fall wird der Hauptversammlung ein 
entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet, wobei die Höhe der Dividende von Euro 1,25  
je dividendenberechtigter Stückaktie unverändert bleiben wird. 

3.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das  
Geschäftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen.

4.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das  
Geschäftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu 
erteilen.

5.  Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2021
Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses, vor, die Ernst & Young GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München, zum Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer und zum Prüfer 
für eine etwaige prüferische Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts gemäß §§ 115, 117 Wertpapierhandelsgesetz 
(WpHG) für das Geschäftsjahr 2021 zu bestellen.

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte  
gemäß Art. 16 Abs. 2 Unterabs. 3 der EU-Verordnung Nr. 537/2014 ist und ihm keine Klausel der in Art. 16 Abs. 6  
der Verordnung genannten Art auferlegt wurde.
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6.  Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds 
Der Aufsichtsrat besteht nach §§ 95, 96 Abs. 1, 101 AktG i.V.m. §§ 1 Abs. 1, 5 Absatz 1, 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Mit- 
bestimmungsgesetz (MitbestG) und § 7 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft aus zwölf Mitgliedern. Hiervon werden 
sechs von der Hauptversammlung gewählt (Anteilseignervertreter) und sechs nach den Regeln des MitbestG (Arbeit-
nehmervertreter). 

Der Aufsichtsrat einer börsennotierten Gesellschaft, für die das MitbestG gilt, ist nach § 96 Abs. 2 Satz 1 AktG mit min-
destens 30 % Frauen und mindestens 30 % Männern zu besetzen. Da der Gesamterfüllung dieser Quote widersprochen 
wurde, ist der jeweilige Mindestanteil von der Seite der Anteilseigner und der Seite der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
getrennt zu erfüllen. Auf Seiten der Anteilseigner und der Arbeitnehmervertreter müssen daher jeweils mindestens 
zwei Frauen und zwei Männer vertreten sein. Der nachfolgende Beschlussvorschlag berücksichtigt diese Mindestquoten. 

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf den entsprechenden Vorschlag des Nominierungsausschusses, den folgenden 
Kandidaten zur Wahl als Aufsichtsrat vor:

   Dr. Rainer Martens, unabhängiger Berater,  
ehemaliges Vorstandsmitglied der MTU Aero Engines AG, wohnhaft in Rastede.

Herr Dr. Martens wurde im Januar 2021 durch Beschluss des Amtsgerichts München (§ 104 AktG) zum Mitglied des 
Aufsichtsrats ernannt. Er ersetzt Hr. Prof. Dr. Steffens, der mit Wirkung zum 31. Dezember 2020 sein Amt niedergelegt 
hatte. 

Die Wahl erfolgt mit Wirkung ab Beendigung der Hauptversammlung am 21. April 2021. Die Amtszeit endet mit  
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das dritte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amts-
zeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. 

Der Vorschlag berücksichtigt die gesetzlichen Vorgaben und die vom Aufsichtsrat nach Maßgabe des Deutschen  
Corporate Governance Kodex (DCGK) beschlossenen Ziele für seine Zusammensetzung sowie das angestrebte  
Kompetenzprofil seiner Mitglieder. Das Kompetenzprofil für den Aufsichtsrat kann eingesehen werden unter  
www.mtu.de/de/unternehmen/aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat hat sich vergewissert, dass der Kandidat den für die  
Aufsichtsratsarbeit zu erwartenden Zeitaufwand bewältigen kann und als unabhängig im Sinne der Empfehlungen  
C.6 und C.7 DCGK anzusehen ist.

Herr Dr. Martens war bis zum 31. Dezember 2017 Mitglied des Vorstands der MTU. Herr Dr. Martens ist kein Mitglied 
in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder vergleichbaren Kontrollgremien in- und ausländischer Wirtschaftsunter-
nehmen. 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats bestehen zwischen dem vorgeschlagenen Kandidaten und der Gesellschaft, deren 
Konzernunternehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem direkt oder indirekt mit mehr als 10 % der stimm- 
berechtigten Aktien an der Gesellschaft beteiligten Aktionär keine persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen, die 
nach der Einschätzung des Aufsichtsrats ein objektiv urteilender Aktionär für seine Wahlentscheidung als maßgebend 
ansehen würde. 

Informationen zu dem Kandidaten für die Wahl in den Aufsichtsrat der Gesellschaft finden Sie im Anschluss an diese 
Tagesordnung unter Kapitel II. („Weitere Angaben zu dem unter Tagesordnungspunkt 6 vorgeschlagenen Kandidaten 
für die Aufsichtsratswahl“) sowie auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mtu.de/hv.
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7.  Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungssystems des Vorstands 
Nach § 120a Absatz 1 Aktiengesetz in der seit dem 1. Januar 2020 gültigen Fassung nach dem Gesetz zur Umsetzung 
der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 12. Dezember 2019 hat die Hauptversammlung einer börsen- 
notierten Gesellschaft bei jeder wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre, über die Billigung des nach  
§ 87a AktG vom Aufsichtsrat beschlossenen Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder zu beschließen.

Der Aufsichtsrat hat am 27. Oktober 2020 das nachfolgend unter Kapitel II in den weiteren Angaben zu Tagesordnungs-
punkt 7 beschriebene System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder beschlossen, das den Vorgaben des ARUG II 
entspricht und die Vorgaben der Novelle des Deutschen Corporate Governance Kodex berücksichtigt. Der Aufsichtsrat 
schlägt der Hauptversammlung vor, dieses Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands zu billigen.

8.  Beschlussfassung über die Bestätigung der Vergütung und Beschlussfassung über  
das Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder 

Gemäß der neuen Fassung des § 113 Abs. 3 Aktiengesetz muss die Hauptversammlung mindestens alle vier Jahre  
über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder abstimmen. Die Abstimmung kann auch die bestehende Vergütung 
bestätigen. Die derzeitige Vergütung des Aufsichtsrats wird durch § 12 der Satzung festgelegt.

Entsprechend der Anregung G.18 Satz 1 DCGK ist Vergütung des Aufsichtsrats eine reine Festvergütung (zuzüglich 
eines Sitzungsgelds und etwaige Auslagen).

Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffassung, dass die Höhe der Vergütung und die konkrete Ausgestaltung des  
Vergütungssystems für den Aufsichtsrat im Hinblick auf die Aufgaben der Aufsichtsratsmitglieder und die Situation  
des Unternehmens angemessen sind. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen, dass die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder,  
einschließlich des Systems, auf dem diese Vergütung basiert, bestätigt wird.

Der Wortlaut von § 12 der Satzung sowie die Angaben gemäß §§ 113 Abs. 3 Satz 3, 87a Abs. 1 Satz 2 Aktiengesetz  
sind im Kapitel II wiedergegeben (s. dort die weiteren Angaben zu Tagesordnungspunkt 8: Beschreibung der Vergütung 
und des Vergütungssystems für die Aufsichtsratsmitglieder). 

9.  Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2019 und Schaffung eines  
neuen Genehmigten Kapitals 2021 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts;  
Neufassung von § 4 Absatz 5 der Satzung 

Die in der Hauptversammlung vom 11. April 2019 beschlossene Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital gegen 
Bareinlage zu erhöhen, endet mit Ablauf des 10. April 2024. Von der Ermächtigung wurde bisher nicht Gebrauch 
gemacht.

Um sicherzustellen, dass die Gesellschaft auch zukünftig jederzeit in der Lage ist, ihre Eigenkapitalausstattung flexibel 
sichern zu können, soll diese Ermächtigung vorzeitig durch eine neue Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des 
Grundkapitals ersetzt werden (Genehmigtes Kapital 2021). Das neue Genehmigte Kapital 2021 soll in Höhe von ca. 30 % 
des bestehenden Grundkapitals geschaffen werden. Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, das Grundkapital gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

Unter Aufhebung der bestehenden Satzungsermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals gemäß  
§ 4 Absatz 5 der Satzung (Genehmigtes Kapital 2019) wird mit Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung der im Folgen-
den beschlossenen Satzungsänderung in das Handelsregister ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2021) 
durch Neufassung von § 4 Absatz 5 der Satzung wie folgt geschaffen: 
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„(5) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 20. April 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch  
Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage einmalig oder mehrmals um  
bis zu insgesamt Euro 16.000.000 (in Worten: Euro sechzehn Millionen) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021). 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sach- 
einlagen auszuschließen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) 
Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder 
Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre 
verbundenen Unternehmen.

Bei Barkapitalerhöhungen sind die neuen Aktien grundsätzlich den Aktionären zum Bezug anzubieten. Die neuen Aktien 
können von einem durch den Vorstand bestimmten Kreditinstitut mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und dieses Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
auch auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten in auf den Namen 
lautenden Stückaktien der Gesellschaft ein Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung 
ihrer Wandlungs- bzw. Optionsrechte zustehen würde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, bei Barkapitalerhöhungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der  
Aktionäre auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis der bereits börsen- 
notierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe,  
dass auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt ein  
auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – sofern dieser Betrag niedriger ist – der Ausübung der Ermächtigung zu  
berechnender Anteil von nicht mehr als 5 % des Grundkapitals entfällt. Auf diese Begrenzung auf 5 % des Grundkapitals 
sind seit Erteilung dieser Ermächtigung, also seit 21. April 2021, erfolgende Gewährungen von Options- bzw. Wandlungs-
rechten auf Aktien der Gesellschaft unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG sowie die 
Ausgabe bzw. Veräußerung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 
anzurechnen. 

Die Summe der Aktien, die aufgrund des Genehmigten Kapitals 2021 unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben werden, darf unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit des Genehmig-
ten Kapitals 2021 unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben werden sowie der Options- bzw. Wand-
lungsrechte auf Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021 unter Bezugsrechtsaus-
schluss entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG gewährt werden, einen anteiligen Betrag von 5 % des Grundkapitals nicht 
übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung 
dieser Ermächtigung.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte, die Einzelheiten der 
Kapitalerhöhung und die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den Ausgabebetrag, festzulegen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2021 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 anzupassen.“
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10.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen, auch unter Ausschluss des Bezugsrechts; Schaffung eines neuen Bedingten 
Kapitals (Bedingtes Kapital 2021); Aufhebung des nicht genutzten Teils der Ermächtigung  
zur Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen 2019, teilweise Aufhebung des 
bestehenden Bedingten Kapitals 2019 und entsprechende Änderung von § 4 Absatz 7 Satz 1, 
Ergänzung eines neuen § 4 Absatz 8 der Satzung

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 11. April 2019 ermächtigt, mit Zustimmung des  
Aufsichtsrats bis zum 10. April 2024 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wandel-  
und/oder Optionsschuldverschreibungen (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen 2019“) im Nennbetrag  
von bis zu Euro 600.000.000 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Gläubigern bzw. Inhabern von  
Schuldverschreibungen 2019 Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von bis zu Euro 2.600.000 nach näherer Maßgabe der jeweiligen Options- bzw. Wandelanleihebe- 
dingungen zu gewähren (im Folgenden „Ermächtigung 2019“). Zur Bedienung der Schuldverschreibungen 2019 wurde 
ein Bedingtes Kapital 2019 in Höhe von Euro 2.600.000 geschaffen (§ 4 Absatz 7 der Satzung). 

Unter teilweiser Ausnutzung der Ermächtigung 2019 hat die Gesellschaft im September 2019 im Wege der Privat- 
platzierung eine Wandelschuldverschreibung mit einem Gesamtnennbetrag von Euro 500.000.000 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss begeben (nachstehend „Wandelschuldverschreibung 2019“). Die von der Hauptversammlung 
am 11. April 2019 erteilte Ermächtigung 2019 ist daher noch in Höhe von Euro 100.000.000 nutzbar.

Die Wandelschuldverschreibung 2019 war anfänglich in rund 1,3 Millionen neue oder existierende Stückaktien der 
Gesellschaft wandelbar. Dies entspricht einem anteiligen Betrag am Grundkapital der Gesellschaft von rund 2,5 %, 
bezogen sowohl auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch auf den Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. 
Dementsprechend besteht das Bedingte Kapital 2019 derzeit noch in Höhe von rund Euro 1.300.000 (entspricht etwa 
2,5 % des bestehenden Grundkapitals).

Damit die Gesellschaft auch zukünftig flexibel ist, bei Bedarf Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit  
Options- oder Wandlungsrecht (bzw. eine Kombination dieser Instrumente) auszugeben (einschließlich der Ausgabe 
unter vereinfachtem Ausschluss des Bezugsrechts) und diese mit Aktien zur Bedienung der daraus erwachsenden  
Options- oder Wandlungsrechte unterlegen zu können, soll eine neue Ermächtigung (Ermächtigung 2021) erteilt und 
ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2021) geschaffen werden. Die noch bestehende Ermächtigung 2019 
in Höhe von Euro 100.000.000 soll aufgehoben und das Bedingte Kapital 2019 (§ 4 Absatz 7 der Satzung) reduziert 
werden. 

Die Anleihebedingungen der Wandelschuldverschreibung 2019 enthalten Verwässerungsschutzbestimmungen, so dass 
sich die Anzahl der neuen Aktien, die auf die Wandelschuldverschreibung 2019 auszugeben sind, erhöhen kann. Das 
Bedingte Kapital 2019 soll um einen Betrag in Höhe von Euro 1.000.000 herabgesetzt werden und zur Sicherung der 
Bezugsrechte der Wandelanleihegläubiger der Wandelschuldverschreibung 2019 in Höhe von Euro 1.600.000 bestehen 
bleiben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor zu beschließen:

a)  Aufhebung des nicht genutzten Teils der Ermächtigung 2019 und teilweise Aufhebung  
des Bedingten Kapitals 2019

Die Ermächtigung des Vorstands durch Beschluss der Hauptversammlung vom 11. April 2019, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder Namen lautende Wandelschuldverschreibungen 
und/oder Optionsschuldverschreibungen mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 
600.000.000 zu begeben, wird, soweit sie nicht durch die im September 2019 begebene Wandelschuldverschreibung 
in Höhe von Euro 500.000.000 ausgenutzt wurde, aufgehoben. Das Bedingte Kapital 2019 in Höhe von EUR 2.600.000 
gemäß § 4 Absatz 7 der Satzung wird soweit aufgehoben, dass das Bedingte Kapital 2019 nur noch in Höhe eines Teil-
betrags von EUR 1.600.000 besteht.
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b) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
aa) Allgemeines

Der Vorstand wird bis zum 20. April 2026 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals 
auf den Inhaber und/oder Namen lautende Wandelschuldverschreibungen und/oder Optionsschuldverschreibungen 
(zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 
600.000.000 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Options-
rechte (auch mit Wandlungs- oder Optionspflicht) auf auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu Euro 2.600.000 nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. 
Optionsanleihebedingungen zu gewähren. Die Ausgabe der Schuldverschreibungen ist nur gegen Barzahlung möglich. 

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – unter Begrenzung auf den entsprechenden Gegenwert – in einer 
ausländischen gesetzlichen Währung, beispielsweise eines OECD-Landes, begeben werden. Sie können auch durch 
unter der Leitung der Gesellschaft stehende Konzernunternehmen („Konzernunternehmen“) ausgegeben werden; in  
einem solchen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie 
für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit Wand-
lungs- oder Optionspflicht) auf auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren. 

Die Schuldverschreibungen werden in Teilschuldverschreibungen eingeteilt.

bb) Optionsschuldverschreibungen und Wandelschuldverschreibungen

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere  
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen bzw. verpflichten, nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegen-
den Optionsbedingungen auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft zu beziehen. Die betreffenden Options- 
scheine können von den jeweiligen Teilschuldverschreibungen abtrennbar sein. Die Optionsbedingungen können 
vorsehen, dass der Optionspreis auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen (Inzahlungnahme) und 
gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Die Laufzeit des Optionsrechts darf die Laufzeit der Options-
schuldverschreibung nicht übersteigen. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder 
in Geld ausgeglichen werden. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber bzw. Gläubiger das Recht bzw. haben 
die Pflicht, ihre Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Wandelanleihe-
bedingungen in auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt 
sich aus der Division des Nennbetrags oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuldver-
schreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Namen lautende Stückaktie der Gesellschaft. Es 
kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann gegebenenfalls eine in bar zu leistende Zuzahlung 
festgesetzt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen 
werden. 

§ 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

cc) Wandlungs- bzw. Optionspflicht

Die Wandelanleihebedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu ei-
nem früheren Zeitpunkt vorsehen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung bei Wandlung 
auszugebenden Stückaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

§ 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

dd) Ersetzungsbefugnis

Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, den Inhabern bzw. Gläu-
bigern der Schuldverschreibung ganz oder teilweise anstelle der Zahlung eines fälligen Geldbetrags neue Aktien oder 
eigene Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Die Aktien werden jeweils mit einem Wert angerechnet, der nach näherer 
Maßgabe der Anleihebedingungen dem auf volle Cents aufgerundeten arithmetischen Mittelwert der Schlussauktions-
preise von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 
der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Handelstagen vor der Erklärung der Wandlung bzw. Optionsaus-
übung entspricht. 
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Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können ferner jeweils festlegen, dass im Falle der Wandlung bzw.  
Optionsausübung auch eigene Aktien der Gesellschaft gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen werden,  
dass die Gesellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern 
stattdessen einen Geldbetrag zahlt, der für die Anzahl der anderenfalls zu liefernden Aktien dem volumengewichteten 
Durchschnittskurs der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an  
der Frankfurter Wertpapierbörse während eines vom Vorstand zu bestimmenden angemessenen Zeitraums von Tagen 
vor oder nach Erklärung der Wandlung oder der Optionsausübung entspricht. 

ee) Wandlungs- bzw. Optionspreis

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis muss mindestens 80 % des arithmetischen Mittelwerts der 
Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nach-
folgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Handelstagen vor dem Tag der Beschlussfassung 
durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibungen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugs-
rechts – mindestens 80 % des arithmetischen Mittelwerts der Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Gattung der  
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse im 
Zeitraum vom Beginn der Bezugsfrist bis zum dritten Tag vor der Bekanntmachung der endgültigen Konditionen 
gemäß § 186 Absatz 2 Satz 2 AktG (einschließlich) betragen. In den Fällen der Ersetzungsbefugnis und der Wandlungs-
pflicht kann der Wandlungs- oder Optionspreis nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen mindestens entweder 
den oben genannten Mindestpreis betragen oder dem volumengewichteten Durchschnittskurs der Aktien gleicher 
Gattung an den zehn Börsenhandelstagen im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frank-
furter Wertpapierbörse vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit der Schuldverschreibungen entsprechen, auch wenn 
dieser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestpreises (80 %) liegt.

§ 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

ff) Verwässerungsschutz

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der jeweiligen Schuldverschreibungs- bzw.  
Optionsbedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren oder Anpassungen vorzunehmen.  
Verwässerungsschutz oder Anpassungen können insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit  
der Schuldverschreibungen bzw. Optionsscheine zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt (etwa einer 
Kapitalerhöhung bzw. Kapitalherabsetzung oder einem Aktiensplit), aber auch in Zusammenhang mit Dividenden- 
zahlungen, der Begebung weiterer Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im 
Fall anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Options- bzw. Wandlungsrechte, die während der Laufzeit 
der Schuldverschreibungen bzw. der Optionsscheine eintreten (wie z. B. einer Kontrollerlangung durch einen Dritten). 
Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können insbesondere durch Einräumung von Bezugsrechten, durch Verän-
derung des Wandlungs- oder Optionspreises sowie durch die Veränderung oder Einräumung von Barkomponenten 
vorgesehen werden.

§ 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

gg) Bezugsrecht und Bezugsrechtsausschluss

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu, d. h. die Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
sind grundsätzlich den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. Die Schuldverschreibungen können auch 
von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten. Werden Schuldverschreibungen von einem Konzernunternehmen ausgegeben, stellt die Gesellschaft die 
entsprechende Gewährung des Bezugsrechts für die Aktionäre der Gesellschaft sicher. 
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Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuld- 
verschreibungen auszuschließen, 

 •  sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis den nach an-
erkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt jedoch nur für Schuldver-
schreibungen mit einem Wandlungs- oder Optionsrecht (auch mit einer Wandlungspflicht) auf Aktien, deren Betrag 
5 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder - falls dieser Wert geringer ist - des zum Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt. Auf diese Höchstgrenze von 5 % des Grundkapi-
tals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die (i) während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung im Rahmen einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 
4 AktG ausgegeben werden oder die (ii) als erworbene eigene Aktien während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 
Absatz 3 Satz 4 AktG veräußert werden; 

 • für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; oder
 •  soweit es erforderlich ist, damit Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen Wandlungs- oder Optionsrechten ein 
Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden kann, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. der Erfüllung ihrer Wandlungspflichten als Aktionär zustehen würde.

Die insgesamt unter den vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts auszugebenden Schuldver-
schreibungen sind auf diejenige Anzahl von Schuldverschreibungen mit einem Options- oder Wandlungsrecht oder 
einer Options- oder Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals beschränkt, der ins-
gesamt 5 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls 
dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 5 %-Grenze 
sind Aktien sowie Wandlungs- und Optionsrechte anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf 
Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert 
wurden.

hh) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstat-
tung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz und Art der Verzinsung, Ausgabekurs, Laufzeit und Stücke-
lung, Verwässerungsschutzbestimmungen, Wandlungs- bzw. Optionszeitraum sowie den Wandlungs- und Optionspreis 
festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden Konzernunterneh-
men festzulegen.

c) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2021
Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu Euro 2.600.000 durch Ausgabe von bis zu 2.600.000 neuen auf 
den Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je einem Euro bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2021). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubi-
ger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung begeben werden. Die 
bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch gemacht 
wird oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und das Bedingte Kapital nach Maß-
gabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen benötigt wird. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach 
Maßgabe der vorstehenden Ermächtigung jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie aufgrund der Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
oder der Erfüllung von Wandlungspflichten ausgegeben werden, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.
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d) Änderung von § 4 Absatz 7 Satz 1 und Ergänzung eines § 4 Absatz 8 der Satzung
aa) § 4 Absatz 7 Satz 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„(7) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 1.600.000 (in Worten: eine Million sechshunderttausend) durch Ausgabe von bis 
zu 1.600.000 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je einem 
Euro bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2019).“ 

bb) Nachfolgender § 4 Absatz 8 wird neu eingefügt:

„(8) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 2.600.000 (in Worten: zwei Millionen sechshunderttausend) durch Ausgabe von 
bis zu 2.600.000 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je einem 
Euro bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen, die gemäß der von der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. April 2021 beschlossenen 
Ermächtigung begeben werden. Die Ausgabe erfolgt zu dem gemäß dieser Ermächtigung jeweils festzulegenden Wandlungs- 
bzw. Optionspreis.

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie von Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch gemacht 
wird oder wie die zur Wandlung verpflichteten Gläubiger bzw. Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und soweit nicht 
eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Derart ausgegebene Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, 
am Gewinn teil.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der  
edingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der  
Erhöhung des Grundkapitals aus dem Bedingten Kapital 2021 entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus  
dem Bedingten Kapital 2021 anzupassen.“ 

11. Beschlussfassung über eine Änderung von § 15 Absatz 3 der Satzung
Die Satzung legt fest, dass Umschreibungen im Aktienregister aus arbeitstechnischen Gründen innerhalb der letzten 
drei Werktage vor der Versammlung und am Tag der Hauptversammlung nicht stattfinden. Diese Frist soll an die 
marktübliche Praxis angepasst werden, dass der Anmeldeschluss für die Hauptversammlung und der Beginn des 
Umschreibestopps zum gleichen Zeitpunkt stattfinden. Der Umschreibestopp soll daher von drei Werktagen auf den 
Zeitraum zwischen Ende des letzten Anmeldetages und dem Tag der Hauptversammlung verlängert werden. 

Vor diesem Hintergrund schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, § 15 Absatz 3 der Satzung wie folgt anzupassen:

 „(3) Umschreibungen im Aktienregister finden aus arbeitstechnischen Gründen für den Zeitraum vom Ende des letzten 
Anmeldetages (Absatz 2) an bis einschließlich dem Tag der Hauptversammlung nicht statt (Umschreibestopp).“
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II. Weitere Angaben und Berichte zu den  
Tagesordnungspunkten

1.  Weitere Angaben zu der unter Tagesordnungspunkt 5 vorgeschlagenen Beschlussfassung über 
die Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2021

Die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München, ist seit dem Geschäftsjahr 2014 als Abschluss- 
prüfer des Jahresabschlusses sowie des Konzernabschlusses der MTU Aero Engines AG tätig. Nach der Verordnung 
(EU) Nr. 537/2014 darf ein Abschlussprüfer ein Unternehmen maximal zehn Jahre prüfen (sog. externe Rotation).  
Eine Verlängerungsmöglichkeit ergibt sich unter der Voraussetzung einer öffentlichen Ausschreibung. Zusätzlich 
zur externen Rotation der Prüfungsgesellschaft, schreibt die EU-Verordnung eine Rotation innerhalb der Prüfungs-
gesellschaft vor (sog. interne Rotation): Die unterzeichnenden Wirtschaftsprüfer dürfen maximal sieben Jahre an der 
Abschlussprüfung desselben Unternehmens teilnehmen. Infolge der internen Rotation wurde nach dem Geschäftsjahr 
2019 Herr Markus Westermeier, als unterzeichnender Wirtschaftsprüfer, durch einen Kollegen ersetzt. Nach dem  
Geschäftsjahr 2020 wird Herr Siegfried Keller durch eine/n Kollegin/en abgelöst werden.

2.  Weitere Angaben zu dem unter Tagesordnungspunkt 6 vorgeschlagenen Kandidaten für die  
Aufsichtsratswahl

Dr. Rainer Martens 
Selbstständiger Berater

Geboren: 1961

Nationalität: Deutsch

Lebenslauf

1986 Abschluss als Diplom-Ingenieur Maschinenbau an der Universität Hannover

1986 Wissenschaftlicher Mitarbeiter IFW und CIM-Fabrik Hannover gGmbH an der Universität Hannover

1991 Promotion zum Doktor-Ingenieur

1991 Leiter Produktionslogistik und Leiter Kleinteilefertigung Airbus-Werk Varel

1997 Leiter Center Turbinenschaufeln der MTU Motoren- und Turbinen-Union München GmbH, München

2002 Werk- und Standortleiter Airbus Bremen

April 2006 bis
Dezember 2017

Vorstand Technik (COO) der MTU Aero Engines AG, München

Aufsichtsrat der MTU Aero Engines AG seit Januar 2021

Besondere Kenntnisse und Erfahrungen für die Aufsichtsratstätigkeit bei der Gesellschaft
Das mit der Nominierung von Dr. Rainer Martens verbundene Ziel ist der Erhalt der technologischen Triebwerks- 
kompetenz im Aufsichtsrat, nachdem Prof. Klaus Steffens das Amt niedergelegt hat. Das Produktportfolio der MTU  
ist technisch hochspezialisiert und ohne spezifische Kenntnisse im Bereich von High-Tech-Flugzeugtriebwerken  
äußerst schwierig zu bewerten. Nach der Amtsniederlegung von Prof. Klaus Steffens befindet sich kein ausgewiesener 
Spezialist für die fragliche Flugzeugtriebwerkstechnologie mehr im Aufsichtsrat. Die Aufsichtsratsdiskussionen vieler 
Jahre haben gezeigt, dass dieses Wissen und diese Expertise essentiell wichtig für das Gremium sind. Dr. Rainer  
Martens ist der ideale Kandidat, um die entstandene Lücke zu schließen. 
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Dr. Rainer Martens ist als Technikvorstand zum Jahresende 2017 aus dem Vorstand der MTU ausgeschieden, nahezu 
3 1/2 Jahre vor dem Zeitpunkt der diesjährigen Hauptversammlung. Dies ist deutlich länger als der nach deutschem 
Aktienrecht vorgeschriebene zweijährige Cool-off-Zeitraum. MTU nimmt den Gedanken einer angemessenen Wartezeit 
zwischen Vorstands- und Aufsichtsratsmandat ernst. Allerdings hielten wir es für schädlich für die Kompetenz des  
Aufsichtsgremiums, zwei weitere Jahre mit dem Ersatz der durch die Amtsniederlegung von Prof. Klaus Steffens verlo-
rengegangenen Expertise zu warten. Wir sind zudem fest davon überzeugt, dass diese technische Expertise nicht be-
reits zu Beginn eines Aufsichtsratsmandats durch großen zeitlichen Abstand überholt sein sollte. Dr. Rainer Martens’ 
Expertise ist eng verbunden mit den im gegenwärtigen Produktportfolio der MTU verankerten Technologien auf dem 
Weg über mittelfristig signifikante Verbrauchs- und Emissionsreduzierungen unserer Triebwerke hin zu den Langfrist-
strategien revolutionärer emissionsfreier Treibwerkstechnologien wie beispielsweise der fliegenden Brennstoffzelle. 

Bei Dr. Rainer Martens liegen keine Interessenkonflikte vor. Er wird als unabhängig angesehen. Er hat gegenwärtig 
keine anderen Management- oder Aufsichtsratsämter inne und hat deshalb ausreichend Zeit für die Übernahme der 
Pflichten eines Aufsichtsratsmitgliedes der MTU.

Der Deutsche Corporate Governance Kodex erlaubt im Übrigen zwei ehemalige Vorstandsmitglieder im Aufsichtsrat.  
Dr. Rainer Martens ist der einzige.

3. Weitere Angaben zu Tagesordnungspunkt 7: Billigung des Vergütungssystems des  
Vorstands

A. Leitlinien des Vergütungssystems des Vorstands
Die Unternehmensstrategie der MTU Aero Engines AG („MTU“) ist auf profitables Wachstum und Kundenzufriedenheit 
ausgerichtet. Dabei zielt die MTU-Wachstumsstrategie auf vier Zielfelder ab. 

 • Ausgewogenes Produktportfolio – Beteiligung an wachstumsstarken neuen Programmen
 • Führende Technologien – Erhalt und Ausbau der führenden technologischen Position
 • Steigende Wettbewerbsfähigkeit – Erhöhung der Produktivität und Reduzierung des gebundenen Kapitals
 • Innovative Unternehmenskultur – motivierte Mitarbeiter in einem kreativen Umfeld

Mit Hilfe eines ausgewogenen Produktportfolios durch die Beteiligung an wachstumsstarken neuen Programmen 
werden das Risikoprofil einerseits und die Wachstumschancen andererseits optimiert. Die Digitalisierung von Produk-
ten, Services und Wertschöpfungsprozessen gewinnt zunehmend an Bedeutung, daher ist der Erhalt und Ausbau der 
führenden technologischen Position für MTU von zentraler Bedeutung. MTU fördert eine Kultur der kontinuierlichen 
Verbesserung, um ihre Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig abzusichern. Schwerpunkte sind dabei die Optimierung der 
Strukturen und Prozesse in allen Bereichen des Unternehmens und die Reduzierung des im Unternehmen gebundenen 
Kapitals. In beiden Handlungsfeldern spielen Digitalisierungs- und Automatisierungstechnologien (Stichwort Industrie 
4.0) eine wichtige Rolle. MTU sieht verantwortungsvolles Wirtschaften als wichtiges Kriterium ihrer Wettbewerbsfä-
higkeit und handelt im Einklang mit ihrer Nachhaltigkeitsstrategie. Für die erfolgreiche Entwicklung der MTU-Gruppe 
sind hochmotivierte und kompetente Mitarbeiter besonders wichtig. MTU steht für eine entwicklungs- und leistungs-
orientierte Unternehmenskultur mit einer ausgeprägten sozialen Verantwortung. Das Unternehmen fördert die kultu-
relle und personelle Vielfalt, flexible Arbeitsbedingungen sowie hochwertige Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten 
für seine Mitarbeiter. Langfristig orientiertes Handeln, zielführende Investitionen und die kontinuierliche Entwicklung 
der Unternehmenskultur sichern die Erreichung der strategischen Ziele ab.

Das Vergütungssystem für den Vorstand von MTU stellt ein wichtiges Steuerungselement dar, das darauf ausgerichtet 
ist, die optimale Orientierung der Unternehmensführung am langfristigen Interesse des Unternehmens und seiner 
Investoren sicherzustellen. Die Leistungskriterien des Vergütungssystems sind aus den werttreibenden Steuerungs-
größen von MTU abgeleitet und finden sich in Form des EBIT bereinigt und des Free Cashflows im Vergütungssystem 
wieder. Dadurch werden Anreize zur Umsetzung der MTU-Wachstumsstrategie gesetzt und somit die Vergütung des 
Vorstands an der positiven und nachhaltigen Unternehmensentwicklung ausgerichtet. Entsprechend berücksichtigt die 
Vorstandsvergütung eine angemessene Zusammensetzung aus erfolgsunabhängigen und erfolgsabhängigen Kompo-
nenten, insbesondere mit langfristiger Anreizwirkung. Das Vorstandsvergütungssystem ist insofern marktgerecht 
gestaltet und wurde in der aktuellen Fassung zum Geschäftsjahr 2021 überarbeitet.
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Bei der Ausgestaltung des Vergütungssystems für den Vorstand orientiert sich der Aufsichtsrat an folgenden Leitlinien:

 • Strategiebezug: Berücksichtigung anspruchsvoller und langfristiger Leistungskriterien im Rahmen der erfolgs- 
abhängigen Vergütungskomponenten mit Bezug zur Unternehmensstrategie von MTU und somit Anreiz zur  
Erreichung strategisch wichtiger Ziele

 • Pay-for-Performance: Sicherstellung einer adäquaten und ambitionierten Verknüpfung von Leistung und Vergütung
 • Nachhaltigkeit und Langfristigkeit: Förderung der nachhaltigen und langfristigen Entwicklung von MTU durch 
überwiegend aktienbasierte und langfristig ausgerichtete erfolgsabhängige Vergütung sowie der Berücksichtigung 
nicht-finanzieller Nachhaltigkeitsziele (Environment, Social, Governance, ESG).

 • Interessenharmonisierung: Angleichen der Interessen des Vorstands mit den Interessen der Aktionäre durch eine 
relative Erfolgsmessung

 • Konformität: Berücksichtigung regulatorischer Anforderungen sowie Marktpraxis relevanter Vergleichsunternehmen
 • Angemessenheit: Sicherstellung einer im Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des jeweiligen Vorstands- 
mitglieds sowie zur Lage von MTU angemessenen Vergütung sowie Berücksichtigung der Vergütungs- und Beschäf-
tigungsbedingungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

B. Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des Vergütungssystems
Der Aufsichtsrat der MTU Aero Engines AG beschließt auf Vorschlag des im Sinne des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex (DCGK) unabhängigen Personalausschusses das Vergütungssystem der Vorstandsmitglieder. Das vom 
Aufsichtsrat beschlossene Vergütungssystem wird der Hauptversammlung zur Billigung vorgelegt. Sollte das Vergü-
tungssystem durch die Hauptversammlung nicht gebilligt werden, legt der Aufsichtsrat in der nächsten ordentlichen 
Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zur Billigung vor. 

Die Ausgestaltung des Vorstandsvergütungssystems wird regelmäßig durch den Personalausschuss auf etwaigen 
Anpassungsbedarf überprüft. Falls ein Änderungsbedarf besteht, unterbreitet der Personalausschuss dem Aufsichtsrat 
Anpassungsvorschläge. Im Fall wesentlicher Änderungen, mindestens jedoch alle vier Jahre, wird das Vergütungs- 
system der Hauptversammlung erneut zur Billigung vorgelegt.

Der Aufsichtsrat legt für jedes Geschäftsjahr die konkrete Vergütung der Vorstandsmitglieder in Übereinstimmung  
mit dem der Hauptversammlung vorgelegten Vergütungssystem fest. Des Weiteren definiert der Aufsichtsrat für  
das bevorstehende Geschäftsjahr die zur Leistungsmessung des Vorstands zugrunde liegenden Zielwerte der im Ver- 
gütungssystem verankerten Leistungskriterien.

B.1. Angemessenheit der Vergütung des Vorstands
Bei der Festlegung der Vergütung der Vorstandmitglieder trägt der Aufsichtsrat gemäß § 87 Absatz 1 AktG dafür Sorge, 
dass die Vergütung in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des jeweiligen Vorstands-
mitglieds sowie zur Lage der Gesellschaft und zum Erfolg sowie den Zukunftsaussichten von MTU steht. Zudem wird 
sichergestellt, dass die übliche Vergütung nicht ohne Grund überschritten wird. 

Der Personalausschuss überprüft die Angemessenheit und Marktgerechtheit der Vorstandsvergütung regelmäßig.  
Dazu wird mit Unterstützung eines unabhängigen Vergütungsexperten ein Vergleich mit den Unternehmen des DAX 
und MDAX durchgeführt (horizontaler Vergleich). 

Zudem werden die Beschäftigungsbedingungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Festsetzung der Vergü-
tung berücksichtigt und ein vertikaler Vergleich vorgenommen, welcher die unternehmensinterne Vergütungsstruktur 
von MTU begutachtet. Hierfür wird die Vergütung des Vorstands mit der des oberen Führungskreises, des Führungs-
kreises und der Tarifmitarbeiter ins Verhältnis gesetzt und der Status quo sowie die zeitliche Entwicklung dieser 
Verhältnisse betrachtet. 

B.2 Maßnahmen zur Vermeidung und Behandlung von Interessenkonflikten
Zum Umgang mit Interessenkonflikten werden die Empfehlungen des DCGK und die Regelungen der Geschäftsordnung 
für den Aufsichtsrat eingehalten. Jedes Aufsichtsratsmitglied hat Interessenkonflikte dem Aufsichtsrat gegenüber zu 
Händen des Vorsitzenden offen zu legen. Bei wesentlichen und nicht nur vorübergehenden Interessenkonflikten hat 
das Aufsichtsratsmitglied sein Amt niederzulegen. Der Aufsichtsrat informiert in seinem Bericht an die Hauptver-
sammlung über aufgetretene Interessenkonflikte und deren Behandlung. 
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C. Das Vergütungssystem des Vorstands im Überblick
C.1. Die Komponenten des Vergütungssystems
Die folgende Tabelle stellt die grundlegenden Komponenten des Vergütungssystems dar.

Gesamtübersicht der Vergütungskomponenten

Erfolgsunabhängige Komponenten Festvergütung Feste vertraglich vereinbarte Vergütung, die in zwölf gleichen Raten 
ausgezahlt wird

Nebenleistungen - Steuerpflichtige Aufwandserstattungen
- Geldwerter Vorteil von Sachbezügen
- Versicherungsprämien
- In Ausnahmefällen: Abgeltung von verfallender Vergütung des 
Vorarbeitgebers

Altersversorgung Ab dem 01. Januar 2021 neu bestellte Vorstandsmitglieder erhalten 
anstatt einer leistungsorientierten Zusage einer betrieblichen 
Altersversorgung ein jährlich in bar auszuzahlendes Versorgungsentgelt 
zur Eigenvorsorge

Erfolgsabhängige Komponenten Jahreserfolgsvergütung (JEV) Finanzielle Leistungskriterien:
     - EBIT bereinigt
     - Free Cashflow
Limitierung 0 - 200 %
Nicht-finanzielle, ESG-Ziele durch Multiplikator (0,8 - 1,2) berücksichtigt

Restricted Stock Plan (RSP) Performanceperiode: 3 Jahre
Finanzielle Leistungskriterien:
     - EBIT bereinigt
     - Relativer Total Shareholder Return
Limitierung 0 - 200 %
Gewährung in MTU-Aktien (Haltefrist: 4 Jahre)

Weitere Vergütungsregelungen Maximalvergütung Begrenzung der für ein Geschäftsjahr gewährten
Gesamtvergütung gemäß § 87a Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 AktG:
     - Vorstandsvorsitzender: 5,5 Mio. €
     - Ordentliche Vorstandsmitglieder: 3,0 Mio. €

Aktienhalteverpflichtung Verpflichtung, Aktien der MTU in Höhe von 300 %
(Vorstandsvorsitzender) bzw. 200 % (Ordentliche
Vorstandsmitglieder) der Festvergütung (brutto) bis zwei
Jahre nach Beendigung der Vorstandstätigkeit zu halten

Malus- und Clawback Regelungen Möglichkeit des Aufsichtsrats, erfolgsabhängige Vergütungskomponen-
ten im Fall von schwerwiegenden Verstößen oder fehlerhaften 
Konzernabschlüssen teilweise oder vollständig zu reduzieren bzw. 
zurückzufordern

Abfindungs-Cap Leistungen aus Anlass der vorzeitigen Vertragsbeendigung dürfen, 
auch im Falle eines Kontrollwechsels, zwei Jahresvergütungen nicht 
übersteigen und maximal die Restlaufzeit des Vertrages vergüten

C.2. Vergütungskomponenten und -struktur
Die Vergütung der Vorstandsmitglieder setzt sich aus erfolgsunabhängigen sowie erfolgsabhängigen Komponenten 
zusammen, deren Summe die Gesamtvergütung eines Vorstandsmitglieds bildet.

Die erfolgsunabhängigen Komponenten umfassen die Festvergütung, Nebenleistungen und Altersversorgung. Die 
erfolgsabhängigen Komponenten bestehen aus einer kurzfristigen variablen Vergütung in Form der Jahreserfolgsver-
gütung (JEV) sowie einer langfristigen variablen Vergütung in Form eines Restricted Stock Plans (RSP). 

Die Summe aus Festvergütung, dem Zielbetrag der JEV sowie dem Gewährungswert des RSP bildet die Zieldirektvergü-
tung der Vorstandsmitglieder. Um den Pay-for-Performance Gedanken des Vergütungssystems zu stärken besteht die 
Zieldirektvergütung überwiegen aus erfolgsabhängigen Komponenten. Zudem sind die erfolgsabhängigen Komponen-
ten mehrheitlich an das Erreichen langfristig orientierter Ziele geknüpft. Somit ist die Struktur der Zieldirektvergütung 
auf eine langfristige und nachhaltige Entwicklung der Gesellschaft ausgerichtet.
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Die Summe aus Zieldirektvergütung, Nebenleistungen und Altersversorgung bildet die Zielgesamtvergütung der Vor-
standsmitglieder. Der Anteil der Festvergütung an der Zielgesamtvergütung beträgt zwischen 29 % und 39 %. Die kurz-
fristige variable Vergütung hat einen Anteil von rund 40 % an den erfolgsabhängigen Komponenten und trägt zwischen 
14 % und 26 % zur Zielgesamtvergütung bei. Auf die langfristige variable Vergütung mit einem Anteil von rund 60 % an 
den erfolgsabhängigen Komponenten entfallen 27 % bis 39 % der Zielgesamtvergütung. 

Der Anteil der Nebenleistungen liegt regelmäßig bei 1 % bis 2 % der Zielgesamtvergütung. Die Altersversorgung beträgt 
zwischen 3 % und 26 % der Zielgesamtvergütung.

Sofern ein Mitglied des Vorstands im Rahmen der erstmaligen Bestellung eine Zahlung zum Ausgleich des Verlustes 
von Vergütungsansprüchen gegenüber dem vorherigen Arbeitgeber erhält, können sich leicht abweichende Anteile der 
einzelnen Komponenten ergeben.

Struktur der Zielgesamtvergütung

Jahreserfolgsvergütung 14 % – 26 %

Nebenleistungen 1 % – 2 %

Festvergütung 29 % – 39 %Restricted Stock Plan 27 % – 39 %

Altersversorgung 3 % – 26 %

C.3. Maximalvergütung
Der Aufsichtsrat hat gemäß § 87a Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 AktG für jedes Vorstandsmitglied eine Maximalvergütung 
festgelegt, die alle festen und variablen Komponenten (Festvergütung, Nebenleistungen, Altersversorgung, Jahreser-
folgsvergütung und Restricted Stock Plan) umfasst. Die Maximalvergütung begrenzt den Gesamtbetrag, der für ein 
bestimmtes Geschäftsjahr gewährten Vergütung, unabhängig vom Auszahlungszeitpunkt. Sie beträgt für den Vor-
standsvorsitzenden 5,5 Mio. € und für die Ordentliche Vorstandsmitglieder jeweils 3,0 Mio. €.

D. Detailbetrachtung der einzelnen Vergütungskomponenten
D.1. Erfolgsunabhängige Komponenten
Die erfolgsunabhängige Vergütung besteht aus der Festvergütung, Nebenleistungen sowie der Altersversorgung. 

D.1.1. Festvergütung
Die Festvergütung ist eine feste vertraglich vereinbarte Vergütung, die in zwölf gleichen Raten ausgezahlt wird. 

D.1.2. Nebenleistungen
Die Nebenleistungen umfassen steuerpflichtige Aufwandserstattungen und den geldwerten Vorteil von Sachbezügen 
wie Firmenwagen zur dienstlichen und privaten Nutzung, eine jährliche ärztliche Vorsorgeuntersuchung sowie Ver- 
sicherungsprämien, inklusive der gegebenenfalls darauf übernommenen Steuern. Letztere beinhalten Prämien für  
eine für die Vorstandsmitglieder abgeschlossene D&O Versicherung mit einem Selbstbehalt von 10 % des Schadens  
bis zu einer Höhe des 1,5-fachen der jährlichen Festvergütung.

Sofern ein Mitglied des Vorstands aufgrund seines Wechsels zu MTU Vergütungsansprüche gegenüber seinem vor-
herigen Arbeitgeber verliert, kann der Aufsichtsrat in Ausnahmefällen für erstmalig bestellte Vorstandsmitglieder in 
angemessener und markgerechter Weise eine Ausgleichszahlung gewähren. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, 
dass die bestmöglichen Kandidatinnen und Kandidaten für MTU gewonnen werden können. Eine derartige einmalige 
Ausgleichszahlung wird im Vergütungsbericht gesondert ausgewiesen und begründet.
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D.1.3 Altersversorgung
Vorstandsmitgliedern, die bis zum 31. Dezember 2020 in den Vorstand bestellt wurden, erhalten eine leistungs- 
orientierte Zusage. Die Vorstandsmitglieder erwerben Anwartschaften auf Leistungen der betrieblichen Altersver- 
sorgung gemäß der Versorgungsregelung „MTU Pension Capital – Versorgungsbestimmungen für Vorstände der  
MTU Aero Engines AG“. Versorgungsziel ist ein Versorgungsgrad in Höhe von 60 % der festgesetzten Festvergütung 
nach 15 Vorstandsdienstjahren. 

Zur Ablösung der bis zum 31. Dezember 2009 unverfallbaren Anwartschaften aus der vorherigen Zusage wurde ein 
Startbaustein ermittelt. Der Startbaustein wurde in ein Versorgungskonto eingezahlt, dem jährlich weitere Kapital- 
bausteine gutgeschrieben werden. Die jährlichen Kapitalbausteine werden auf Basis eines individuellen Beitrags sowie 
eines altersabhängigen Faktors ermittelt. Dabei berücksichtigt der altersabhängige Faktor eine Verzinsung von 6 % 
pro Jahr bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres. Die Beitragszeit ist im Regelfall begrenzt auf 15 Vorstandsjahre und 
endet mit Vollendung des 60. Lebensjahres. Ab dem Alter 61 wird das Versorgungskonto bis zur Inanspruchnahme 
jährlich mit 4 % verzinst. Die sich aus dieser Verzinsung ergebenen Beträge bilden die Bonussumme. Die Summe der 
aufgelaufenen Kapitalbausteine zuzüglich des Startbausteins sowie etwaiger gutgeschriebener Bonussummen bildet 
das Versorgungskapital, das als Versorgungsleistung zur Verfügung steht. Im Falle des Todes vor Erreichen des 60. 
Lebensjahres werden dem erreichten Stand des Versorgungskontos unter Berücksichtigung der zugesagten Beitrags-
zeit 50 % der bis zur festen Altersgrenze noch erdienbaren Leistungen hinzugerechnet. Das Versorgungskapital wird 
im Versorgungsfall grundsätzlich als Einmalkapital gewährt. Auf Antrag des Vorstands und unter Berücksichtigung 
der diesbezüglich erteilten Zustimmung des Unternehmens kann das Versorgungsguthaben als Kapital in 10 Raten mit 
4 %iger Anhebung des zuvor erreichten Standes oder als lebenslange Rente mit 1 %iger Anpassung pro Jahr ausgezahlt 
werden. In jedem Versorgungsfall wird das Versorgungskonto auf die Höhe der erreichten Leistung gemäß der Altzu-
sage aufgestockt (Garantiekapital). Die Versorgungsleistung wird auch nach Ausscheiden aus dem Vorstand erst bei 
Eintritt eines Versorgungsfalls (Erreichen der Altersgrenze, Invalidität oder Tod) fällig. Die Versorgungsanwartschaft 
ist von Beginn an unverfallbar.

Gemäß der Regelung vom 1. Januar 2010 werden im Falle der Dienstunfähigkeit vor Erreichen des 60. Lebensjahres 
dem Stand des Versorgungskontos ab dem Eintritt in die Erwerbsunfähigkeit 50 % der bis zur maximalen Altersgrenze 
noch erdienbaren Leistungen hinzugerechnet. Basis hierfür sind die zum Zeitpunkt des Ausscheidens zuletzt gültigen 
Beiträge. 

Vorstandsmitglieder, die ab dem 01. Januar 2021 neu in den Vorstand bestellt werden, erhalten statt der zuvor 
beschriebenen Zusage ein Versorgungsentgelt als pauschalen, zweckgebundenen Betrag zur Eigenvorsorge, welches 
jährlich in bar ausgezahlt wird. Dies ermöglicht den Vorstandsmitgliedern, sich nach eigenem Ermessen eigenverant-
wortlich um ihre Altersvorsorge zu kümmern. Durch die Gewährung eines Versorgungsentgelts entfallen für MTU  
alle Zinsrisiken und sonstige biometrische Risiken für die Finanzierung einer Altersversorgung.

D.2. Erfolgsabhängige Komponenten
Die erfolgsabhängige Vergütung setzt sich aus den Komponenten Jahreserfolgsvergütung (JEV) sowie Restricted Stock 
Plan (RSP) zusammen.

D.2.1. Jahreserfolgsvergütung (JEV)
D.2.1.1. Grundzüge der JEV
Als erfolgsabhängige Vergütung mit kurzfristiger Anreizwirkung wird die Jahreserfolgsvergütung (JEV) gewährt. Sie 
beträgt rund 40 % der erfolgsabhängigen Vorstandsvergütung und soll die Umsetzung der operativen Ziele, die für  
die langfristige Entwicklung von MTU von Bedeutung sind, sicherstellen. Ihre Höhe ist abhängig vom Grad der Ziel- 
erreichung bei zwei finanziellen Leistungskriterien, den beiden gleichgewichteten Konzernsteuerungskennzahlen EBIT 
bereinigt und Free Cashflow. Zusätzlich werden mit Hilfe des Multiplikators nicht-finanzielle ESG-Ziele bei der Ermitt-
lung des Gesamtzielerreichungsgrads berücksichtigt. 

Der Auszahlungsbetrag basiert auf dem individuellen Zielbetrag und dem für das Geschäftsjahr festgestellten Gesamt-
zielerreichungsgrad. Der Gesamtzielerreichungsgrad der JEV ermittelt sich auf Basis des arithmetischen Mittels der 
beiden Zielerreichungsgrade der Leistungskriterien, welche einen Wert zwischen 0 % und 200 % annehmen können, 
multipliziert mit dem Multiplikator, der eine Bandbreite von 0,8 bis 1,2 besitzt.
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Jahresvergütung (JEV)

Individueller  
Zielbetrag

Gesamtzielerreichungsgrad (0 % – 240 %)

Auszahlungs- 
betrag

(Cap: 240 %  
des Zielbetrags)

x =

Multiplikator
(0,8 – 1,2)

x

50 % EBIT
(bereinigt)

50 % Free
Cashflow

Zielerreichungsgrad (0 % – 200 %)

+

Der individuelle Zielbetrag, die festgelegten Zielwerte der finanziellen Leistungskriterien, die vereinbarten nicht-finan-
ziellen Ziele im Rahmen des Multiplikators sowie die festgestellten Zielerreichungen und der Gesamtzielerreichungs-
grad werden für das jeweilige Geschäftsjahr mit dem daraus resultierenden Auszahlungsbetrag ex-post im Vergütungs-
bericht veröffentlicht.

D.2.1.2. Finanzielle Leistungskriterien der JEV
Im Rahmen der JEV werden das EBIT bereinigt und der Free Cashflow gleichgewichtet als finanzielle Leistungskriterien 
berücksichtigt. 

Das EBIT bereinigt beschreibt das bereinigte Ergebnis von MTU vor Finanzergebnis und Steuern. Die Bereinigung dient 
dem Herausrechnen von Sondereinflüssen. Dadurch wird der Erfolg der Steuerung der operativen Geschäftstätigkeit 
gemessen. Das EBIT bereinigt ermöglicht somit eine Beurteilung des wirtschaftlichen Erfolgs und der Ausrichtung von 
MTU auf ein nachhaltiges und profitables Wachstum. 

Neben dem EBIT stellt das zweite Leistungskriterium, Free Cashflow, eine weitere werttreibende Steuerungsgröße von 
MTU dar. Die Optimierung des Cashflows stellt sicher, dass die finanzielle Substanz des Konzerns erhalten bleibt. Dies 
ermöglicht Investitionen in den Erhalt der führenden technologischen Position von MTU und damit die Verwirklichung 
der MTU-Wachstumsstrategie. Die Verankerung des Free Cashflow in der JEV setzt somit Anreize zur Umsetzung der 
Unternehmensstrategie. Den Free Cashflow ermittelt MTU aus der Kombination der Cashflows aus betrieblicher Tätig- 
keit und aus Investitionstätigkeit. Der Cashflow aus Investitionstätigkeit wird um Auszahlungssondereinflüsse – in 
Form von Akquisitionszahlungen für Programmbeteiligungen sowie Zahlungen im Zusammenhang mit zinsbringenden 
Finanzierungen und finanziellen Vermögenswerten im Rahmen der Liquiditätssteuerung – bereinigt. 

Die für eine 100 %ige Ausschüttung der JEV zu erreichenden Zielwerte des Geschäftsjahres werden vom Aufsichtsrat 
jährlich im Voraus unter Berücksichtigung der operativen Geschäftsplanung festgelegt. Zusätzlich wird eine Einstiegs-
hürde von 80 % bestimmt, deren Erreichung mit einer Ausschüttung von 50 % der JEV korrespondiert. Unterhalb dieser 
Einstiegshürde besteht kein Anspruch auf die JEV. Ebenso gilt eine Obergrenze der Ausschüttung von 200 % bei Errei-
chen des maximalen Zielerreichungsgrads von 120 %. Zwischen der Einstiegshürde, einer Zielerreichung von 100 % 
und der Obergrenze wird der Gesamtzielerreichungsgrad linear interpoliert.

Jahreserfolgsvergütung – Zielerreichungskurve

Realisierbares Ergebnis in % des Zielwerts

80 % 100 % 120 %
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D.2.1.3. Nicht-finanzielle ESG-Ziele der JEV
Neben finanziellen Leistungskriterien werden durch einen Multiplikator mit einer Bandbreite von 0,8 bis 1,2 auch 
nicht-finanzielle ESG-Ziele im Rahmen der JEV berücksichtigt. Der nachfolgende Kriterienkatalog berücksichtigt neben 
nicht-finanziellen strategischen Zielen aus der Geschäftsstrategie von MTU auch sog. ESG-Ziele, welche aus der Nach-
haltigkeitsstrategie abgeleitet werden. Dies bietet dem Aufsichtsrat die Möglichkeit, nicht-finanzielle Ziele in die JEV zu 
implementieren, welche für den langfristigen und nachhaltigen Unternehmenserfolg von MTU von Bedeutung sind. 

Der Aufsichtsrat wählt vor Beginn des Geschäftsjahres relevante Kriterien auf Basis des Kriterienkatalogs aus und legt 
explizite Zielwerte und -korridore für die Bewertung der Kriterien fest. 

Kriterienkatalog für den Multiplikator

Umweltmanagement

Innovation

Produktverantwortung & 
-qualität

Digitales

Wachstum und  
Widerstandsfähigkeit

Verantwortungsvolle 
Beschaffung

Gesellschaftliches
Engagement

Mitarbeiter & Vielfalt

Compliance

Arbeitgeber- 
attraktivität

Die konkreten Ziele für das jeweilige Geschäftsjahr sowie die resultierende Zielerreichung werden ex-post im Vergü-
tungsbericht veröffentlicht.

D.2.2. Restricted Stock Plan (RSP)
D.2.2.1. Grundzüge des RSP
Als erfolgsabhängige Vergütung mit langfristiger Anreizwirkung wird eine langfristige variable Vergütung in Form des 
Restricted Stock Plan (RSP) gewährt. Diese Vergütungskomponente ist aktienbasiert und macht rund 60 % der varia-
blen Vergütung aus. Die Bemessung erfolgt mittels einer zwei Jahre rückwärts sowie ein Jahr nach vorne gerichteten 
Mehrjahresbetrachtung und beginnt jeweils am 1. Januar des zweiten Geschäftsjahres vor dem Gewährungszeitpunkt 
der jeweiligen Tranche und endet mit Ablauf des 31. Dezembers des Geschäftsjahres, in dem die Gewährung erfolgt 
(„Performanceperiode“).

Die Höhe des ausbezahlten RSP-Werts basiert auf dem vertraglich vereinbarten RSP-Gewährungswert und ist abhän-
gig von zwei gleichgewichteten Leistungskriterien, dem EBIT bereinigt und dem relativen Total Shareholder Return 
(TSR) gemessen gegenüber dem STOXX® Europe Total Market Aerospace and Defense. Die Zielerreichung kann Werte 
zwischen 0 % und 200 % annehmen. 

Restricted Stock Plan (RSP)

RSP- 
Gewährungswert

Gesamtzielerreichungsgrad (0 % – 200 %) Ausbezahlter  
RSP-Wert

mit Aktienkauf- 
verpflichtung

(Cap: 200 % des RSP- 
Gewährungswerts)

x =
50 % EBIT (bereinigt) 

Ø EBIT-Zielvereinbarung im 
Rahmen der JEV aus drei 

Geschäftsjahren

50 % relativer TSR 
Ø Outperformance gegenüber 
STOXX® Europe Total Market 

Aerospace & Defense

+

Haltefrist  
der Aktien:

4 Jahre

Performanceperiode: 3 Jahre

2 Jahre 1 Jahr

GJn-2 GJn-1 GJn GJn+1
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Der RSP wird technisch mittels einer Barvergütung umgesetzt, deren Nettobetrag (nach Einkommensteuer) durch das 
jeweilige Vorstandsmitglied unmittelbar und vollumfänglich in verfügungsbeschränkte MTU-Aktien investiert werden 
muss. Für diese Aktien ist eine vierjährige Haltefrist festgeschrieben. Die MTU-Aktien stehen dem Vorstandsmitglied 
nach Ende der Haltefrist und somit nach einer insgesamt siebenjährigen Laufzeit zur freien Verfügung.

D.2.2.2. Leistungskriterien des RSP
Maßgebliche Leistungskriterien für die Ermittlung des auszuzahlenden RSP-Werts sind das EBIT bereinigt sowie der 
relative TSR. 

EBIT bereinigt
Das EBIT bereinigt beschreibt das bereinigte Ergebnis von MTU vor Finanzergebnis und Steuern. Die Bereinigung dient 
dem Herausrechnen von Sondereinflüssen. Dadurch wird der Erfolg der Steuerung der operativen Geschäftstätigkeit 
gemessen. Die Berücksichtigung des EBIT bereinigt im Rahmen des RSP ermöglicht eine Beurteilung des wirtschaft-
lichen Erfolgs von MTU über mehrere Geschäftsjahre und setzt somit Anreize für ein nachhaltiges und langfristiges, 
profitables Wachstum. 

Liegt das realisierte Ergebnis für das EBIT bereinigt unterhalb von 80 % (Einstiegshürde) des vom Aufsichtsrat fest- 
gelegten Zielwerts, liegt die Zielerreichung bei 0 %, während bei 80 % des Zielwerts der Schwellenwert von 50 % Ziel- 
erreichung erreicht wird. Entspricht das realisierte Ergebnis dem Zielwert, liegt die Zielerreichung bei 100 %. Liegt  
das realisierte Ergebnis bei 120 % des Zielwerts, entspricht dies einer Zielerreichung von 200 %. Die Zielerreichung 
ist auf 200 % limitiert (Obergrenze), somit führt ein realisiertes Ergebnis von über 120 % des Zielwerts nicht zu einer 
weiteren Erhöhung der Zielerreichung. Zwischenwerte werden linear interpoliert. Der Zielwert eines Jahres entspricht 
dem vom Aufsichtsrat im Rahmen der JEV festgelegten Zielwert für das EBIT bereinigt. 

Restricted Stock Plan – Zielerreichungskurve EBIT bereinigt

Realisierbares Ergebnis in % des Zielwerts

80 % 100 % 120 %

Zi
el

er
re

ic
hu

ng
sg

ra
d 

in
 %

200 %

100 %

50 %

Die für die jeweilige RSP-Tranche ausschlaggebende Zielerreichung berechnet sich als Durchschnitt der jährlichen 
EBIT bereinigt-Zielerreichungen, die während der dreijährigen Performanceperiode festgestellt wurden. Die festgeleg-
ten jährlichen Zielwerte und Zielerreichungen sowie die resultierende Gesamtzielerreichung werden im Vergütungsbe-
richt nach Ablauf der Performanceperiode ex-post veröffentlicht. 

Relativer Total Shareholder Return (TSR)
Als externes, auf den Kapitalmarkt ausgerichtetes Leistungskriterium wird der relative TSR berücksichtigt. Er ermög-
licht eine relative Erfolgsmessung gegen relevante Wettbewerber und eine Verknüpfung der Interessen von Vorstand 
und Aktionären. Durch den relativen TSR wird die TSR-Performance von MTU mit der TSR-Performance des STOXX® 
Europe Total Market Aerospace and Defense verglichen. Dadurch wird ein Anreiz zur langfristigen und nachhaltigen 
Outperformance der MTU-Aktie am Kapitalmarkt gesetzt. 

Zur Ermittlung der jährlichen Zielerreichung des relativen TSR wird während der Performanceperiode die jährliche 
TSR-Performance der Aktie der MTU ermittelt und der jährlichen TSR-Performance des STOXX® Europe Total Market 
Aerospace & Defense (Vergleichsindex) gegenübergestellt.
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Für den Fall, dass der gewählte Vergleichsindex im Zeitraum der Performanceperiode maßgeblich umstrukturiert, 
angepasst oder nicht fortgeführt wird, behält sich der Aufsichtsrat der MTU Aero Engines AG vor, einen alternativen 
Vergleichsindex auszuwählen und ggf. eine Neukalibrierung der Zielerreichungskurve vorzunehmen.

Die TSR-Performance der MTU bezeichnet die Aktienkursentwicklung zuzüglich fiktiv reinvestierter Brutto-Dividenden 
während eines Geschäftsjahres und wird auf Grundlage der Daten eines anerkannten Datenproviders (z. B. Bloom-
berg, Thomson Reuters) festgestellt. Dabei basieren Ausgangs- und Endwert des TSR auf dem arithmetischen Mittel 
der letzten 30 Handelstage vor Beginn sowie vor Ende des jeweiligen Geschäftsjahres. Analog zur Bestimmung der 
TSR-Performance der MTU wird die TSR-Performance des Vergleichsindex (STOXX® Europe Total Market Aerospace & 
Defense) ermittelt. 

Die jährliche Zielerreichung wird ermittelt, indem die Differenz zwischen der TSR-Performance der MTU und der  
TSR-Performance des Vergleichsindex gebildet wird. Die sich daraus ergebende Differenz in Prozentpunkten („Outper-
formance“) wird auf der Zielerreichungskurve abgetragen, um den Prozentwert der Zielerreichung zu erhalten.

Bei einer Differenz von mehr als -10 Prozentpunkten (Einstiegshürde) beträgt die Zielerreichung 0 %, während bei  
einer Differenz von -10 Prozentpunkten der Schwellenwert von 50 % Zielerreichung erzielt wird. Bei einer Differenz  
von 0 Prozentpunkten (Zielwert) beträgt die Zielerreichung 100 %. Liegt die Differenz bei +10 Prozentpunkten, beträgt 
die Zielerreichung 200 % (Obergrenze). Weitere Steigerungen der Differenz führen zu keinem weiteren Anstieg der 
Zielerreichung. Zwischenwerte werden linear interpoliert. 

Restricted Stock Plan – Zielerreichungskurve relativer TSR
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Die für die jeweilige RSP-Tranche ausschlaggebende Zielerreichung für den relativen TSR berechnet sich als Durch-
schnitt der jährlichen relativer TSR-Zielerreichungen, die während der dreijährigen Performanceperiode festgestellt 
wurden. Die jährlich ermittelten Outperformance-Werte und Zielerreichungen sowie die resultierende Gesamtziel- 
erreichung werden im Vergütungsbericht nach Ablauf der Performanceperiode ex-post veröffentlicht. 

D.3. Malus und Clawback
In bestimmten Fällen hat der Aufsichtsrat die Möglichkeit, noch nicht ausgezahlte erfolgsabhängige Vergütungskom-
ponenten nach pflichtgemäßem Ermessen zu reduzieren oder bereits ausgezahlte erfolgsabhängige Vergütungskompo-
nenten zurückzufordern. 

Im Fall eines schwerwiegenden Verstoßes gegen wesentliche Handlungsgrundsätze von MTU, gegen eine wesentliche 
dienstvertragliche Pflicht oder gegen Sorgfaltspflichten im Sinne des § 93 AktG kann der Aufsichtsrat erfolgsabhängige 
Vergütungskomponenten nach pflichtgemäßem Ermessen teilweise oder vollständig reduzieren (Malus). 

Wurden die erfolgsabhängigen Vergütungskomponenten bereits ausgezahlt, kann der Aufsichtsrat in den oben 
genannten Fällen auch ausgezahlte Beträge nach pflichtgemäßem Ermessen teilweise oder vollständig zurückfordern 
(Compliance-Clawback).

Darüber hinaus hat der Aufsichtsrat die Möglichkeit, auf Basis eines fehlerhaften Konzernabschlusses bereits fest- 
gesetzte bzw. ausgezahlte erfolgsabhängige Vergütungskomponenten teilweise oder vollständig zurückfordern  
(Performance-Clawback), wenn sich auf Basis eines korrigierten Konzernabschlusses ein geringerer oder kein Aus- 
zahlungsbetrag aus den erfolgsabhängigen Vergütungskomponenten ergeben hätte. 
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D.4. Aktienhalteverpflichtungen (Share Ownership Guidelines)
Zur Stärkung der langfristigen und nachhaltigen Entwicklung von MTU sowie zum weiteren Angleich der Interessen 
von Vorstand und Aktionären sieht das Vergütungssystem Aktienhalteverpflichtungen für die Vorstandsmitglieder 
vor. Die Vorstandsmitglieder sind verpflichtet, innerhalb einer vierjährigen Aufbauphase Aktien von MTU in Höhe von 
300 % (Vorstandsvorsitzender) bzw. 200 % (Ordentliche Vorstandsmitglieder) der Brutto-Festvergütung zu erwerben und 
diese bis zwei Jahre nach Beendigung der Vorstandstätigkeit zu halten. Aktien aus dem Restricted Stock Plan werden 
auf die Aktienhalteverpflichtung angerechnet. 

E. Vergütungsbezogene Rechtsgeschäfte
E.1. Laufzeiten der Vorstandsanstellungsverträge
Die Vertragslaufzeit der Vorstandsanstellungsverträge richtet sich nach der jeweiligen vom Aufsichtsrat beschlossenen 
Bestellperiode. Der Aufsichtsrat beachtet sowohl bei der Bestellung der Vorstandsmitglieder als auch bei der verein-
barten Laufzeit der Vorstandsanstellungsverträge die aktienrechtlichen Vorgaben sowie die Empfehlungen des DCGK. 
Daher werden Vorstandanstellungsverträge für neue Vorstandsmitglieder für drei Jahre und danach maximal für eine 
Laufzeit von fünf Jahren abgeschlossen. Die Vorstandsanstellungsverträge sehen keine Möglichkeit zur ordentlichen 
Kündigung vor, das beiderseitige Recht zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Im Falle einer 
vorzeitigen Beendigung der Bestellung kann der Vorstandsanstellungsvertrag beiderseits mit einer Kündigungsfrist 
von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres ordentlich gekündigt werden.

E.2. Regelungen im Falle eines unterjährigen Ein- oder Austritts
Bei einem – auf das Geschäftsjahr bezogenen – unterjährigen Eintritt oder Austritt – werden die Ansprüche auf die 
Festvergütung sowie auf die erfolgsabhängigen Vergütungskomponenten pro rata temporis gekürzt. 

Für den Fall, dass der Vorstandsanstellungsvertrag im Laufe des Geschäftsjahres beginnt, wird bei der Ermittlung des 
Gesamtzielerreichungsgrads im Rahmen des RSP für die Geschäftsjahre, in denen das Vorstandsmitglied noch nicht im 
Amt bzw. nicht ganzjährig im Amt war, die Zielerreichung der beiden Leistungskriterien auf 100 % festgelegt. Für die 
Jahre, in denen das Vorstandsmitglied ganzjährig im Amt war, werden die tatsächlichen jährlichen Zielerreichungen 
für EBIT bereinigt und Free Cashflow zugrunde gelegt. 

E.3. Vorzeitige Beendigung
E.3.1. Abfindung
Die Vorstandsmitglieder haben bei vorzeitiger Beendigung ihrer Tätigkeit auf Veranlassung von MTU Anspruch auf 
eine Abfindung in Höhe der Summe aus anteiliger Festvergütung, anteiliger Jahreserfolgsvergütung (JEV) sowie anteili-
ger Vergütung aus dem Restricted Stock Plan (RSP) für die ursprüngliche Restlaufzeit ihrer Verträge. Die Abfindung ist 
auf das Zweifache der jährlichen Gesamtvergütung des ausscheidenden Vorstandsmitglieds beschränkt („Abfindungs-
Cap“). Für den Fall einer Kündigung seitens MTU aus wichtigem Grund entfällt die Zahlung einer Abfindung. Darüber 
hinaus entsteht MTU in diesem Fall ein Anspruch auf Rückzahlung der im Geschäftsjahr der Beendigung gewährten 
RSP-Tranche.

Im Falle eines Kontrollwechsels haben die Vorstandsmitglieder das Recht, ihr Amt als Mitglied des Vorstands aus wich-
tigem Grund niederzulegen. Laut den seit 1. Januar 2016 gültigen Vorstandsverträgen liegt ein Kontrollwechsel dann 
vor, wenn ein Aktionär allein oder durch ihm gemäß § 22 des WpHG zuzurechnende Stimmrechte die Mehrheit an der 
Gesellschaft erwirbt und dies für den Vorstand mit wesentlichen Nachteilen verbunden ist. Wesentliche Nachteile lie-
gen insbesondere vor, wenn der Vorstand abberufen wird, sich seine Zuständigkeiten und Aufgaben wesentlich ändern 
oder wenn der Vorstand aufgefordert wird, einer Verringerung seiner Bezüge oder einer vorzeitigen Beendigung seines 
Dienstvertrags zuzustimmen. Für diesen Fall steht jedem Mitglied des Vorstands ein Sonderkündigungsrecht zu, das 
innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende auszuüben ist. Falls 
ein Mitglied des Vorstands von seinem Sonderkündigungsrecht Gebrauch macht oder der Vorstandsanstellungsvertrag 
innerhalb eines Zeitraums von neun Monaten seit dem Kontrollwechsel einvernehmlich aufgehoben wird, erhält der 
Vorstand als Abfindung sämtliche noch ausstehenden Bezüge bis zum Ablauf der vorgesehenen Vertragslaufzeit. Für 
die Berechnung der Abfindung wird die Zielerreichung im Hinblick auf die variablen Bezüge auf 100 % festgelegt. Die 
maximale Abfindungssumme ist auf das Abfindungs-Cap begrenzt.
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E.3.2. Arbeitsunfähigkeit und Tod
Im Falle der Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit, Unfall oder einen anderen vom Vorstandsmitglied nicht zu vertreten-
den Grund erhält das Vorstandsmitglied für die Dauer von 12 Monaten, jedoch maximal bis zum Ende des Vorstands-
anstellungsvertrages, seine Festvergütung weiter. Die Jahreserfolgsvergütung wird ebenfalls weiterhin gewährt. Die 
Vergütung aus dem Restricted Stock Plan wird pro rata temporis gekürzt, wenn die Arbeitsunfähigkeit länger als 12 
Monate andauert. 

Verstirbt das Vorstandsmitglied während der Dauer des Vorstandsanstellungsvertrages, erhält der Ehepartner bzw. der 
eingetragene Lebenspartner bzw. die unterhaltsberechtigten Kinder die (anteilige) Festvergütung für den Sterbemonat 
und die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate. 

E.3.3. Erfolgsabhängige Vergütung bei vorzeitiger Beendigung
Jahreserfolgsvergütung (JEV)
Wird die Bestellung von MTU aus wichtigem Grund widerrufen, erhält das Vorstandsmitglied für das zum Zeitpunkt 
des Ablaufs der Organschaft laufende Geschäftsjahr für den Fall einer fristlosen Kündigung des Vorstandsanstellungs-
vertrages keine Jahreserfolgsvergütung. Für den Fall der fristgerechten Kündigung des Vorstandsanstellungsvertrages 
seitens MTU oder seitens des Vorstandsmitglieds entsteht ein anteiliger Anspruch auf die Jahreserfolgsvergütung bis 
zum Austrittstermin. 

Restricted Stock Plan (RSP) 
Endet der Vorstandsanstellungsvertrag durch außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund gem. § 626 Absatz  
1 BGB durch MTU oder durch die Niederlegung des Mandats durch das Vorstandsmitglied ohne einvernehmliche  
Regelung vor dem Ende der Halteperiode, wird die Bestellung durch den Aufsichtsrat aus wichtigem Grund gemäß  
§ 84 Absatz 3 AktG vor dem Ende der Halteperiode widerrufen, oder tritt das Vorstandsmitglied vor dem Ende der 
Halteperiode zurück, ist das Vorstandsmitglied zur Erstattung des ausbezahlten RSP-Werts (brutto) verpflichtet. 

E.4. Nebentätigkeiten der Vorstandsmitglieder
Eine entgeltliche oder unentgeltliche Nebentätigkeit, ein Amt als Aufsichtsrat, Beirat, ein Ehrenamt im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft oder ähnliche Ämter bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Aufsichtsrates, 
die dieser jederzeit wiederrufen kann. 

Auf Wunsch des Aufsichtsrates wird das Vorstandsmitglied ohne gesonderte Vergütung Aufsichtsratsmandate und 
ähnliche Ämter in Gesellschaften, an denen MTU unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, übernehmen. Solche Tätig-
keiten und Ämter wird das Vorstandsmitglied auf Wunsch des Aufsichtsrates jederzeit, spätestens jedoch bei seinem 
Ausscheiden aus der Gesellschaft wieder aufgeben bzw. niederlegen. 

F. Vorübergehende Abweichungen vom Vergütungssystem
Der Aufsichtsrat hat gemäß § 87a Absatz 2 Satz 2 AktG das Recht unter besonderen und außergewöhnlichen Umstän-
den (z. B. im Falle einer schwerwiegenden Finanz- oder Wirtschaftskrise) vorübergehend vom festgelegten Vergü-
tungssystem abzuweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens von MTU notwendig ist. Allgemein 
ungünstige Marktentwicklungen gelten ausdrücklich nicht als besondere und außergewöhnliche Umstände, die eine 
vorübergehende Abweichung vom Vergütungssystem ermöglichen. 

Eine Abweichung vom Vergütungssystem ist nur durch einen entsprechenden Beschluss des Aufsichtsrats auf Vor-
schlag des Personalausschusses und nach sorgfältiger Prüfung der Notwendigkeit möglich. Auch im Fall einer Abwei-
chung muss die Vergütung weiterhin auf eine langfristige und nachhaltige Entwicklung von MTU ausgerichtet sein  
und mit dem Erfolg des Unternehmens und der Leistung des Vorstands in Einklang stehen. 

Die Bestandteile des Vergütungssystems, von denen unter den genannten Umständen abgewichen werden kann, sind 
die Leistungskriterien der JEV und des RSP sowie deren Gewichtung, Bandbreiten der möglichen Zielerreichungen 
sowie die Methoden zur Feststellung der Zielerreichung. Ebenso kann der Aufsichtsrat vorübergehend zusätzliche 
Vergütungskomponenten gewähren oder einzelne Vergütungskomponenten durch andere Vergütungskomponenten 
ersetzen sofern die Anreizwirkung der Vorstandsvergütung durch eine Anpassung der bestehenden Vergütungskom- 
ponenten nicht adäquat wiederherzustellen ist.
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4.  Weitere Angaben zu Tagesordnungspunkt 8: Beschlussfassung über Bestätigung der Vergütung 
und Beschlussfassung über das Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Jahresvergütung in Höhe von EUR 50.000. In Übereinstimmung 
mit der Empfehlung G.17 DCGK erhöht sich die Vergütung für den Aufsichtsratsvorsitz sowie für den Vorsitz und die 
Mitgliedschaft in Ausschüssen aufgrund des erhöhten Zeitaufwands. Die Vergütung für den Vorsitz im Aufsichtsrat 
beträgt EUR 150.000. 

Mitglieder von Aufsichtsratsausschüssen erhalten zusätzlich eine feste Jahresvergütung für jede Ausschussposition, 
die sie innehaben. Die entsprechende Vergütung beträgt EUR 10.000. Für den Vorsitz in einem Ausschuss beläuft 
sich der zusätzliche Betrag auf EUR 20.000. Ausgenommen ist die Mitgliedschaft in dem Ausschuss gem. § 31 Abs. 3 
MitbestG (Vermittlungsausschuss), der mit keiner zusätzlichen Vergütung verbunden ist. 

Darüber hinaus erhalten Mitglieder des Aufsichtsrats oder eines Aufsichtsratsausschusses für jede Aufsichtsrats-  
oder Ausschusssitzung, an der sie teilnehmen, ein Sitzungsgeld in Höhe von EUR 3.000 pro Sitzung, jedoch höchstens  
EUR 3.000 pro Kalendertag. Für die Teilnahme an einer Sitzung mittels moderner Telekommunikationsmittel  
(§ 11 Abs. 6 der Satzung) wird die Hälfte des Sitzungsgeldes gezahlt.

Die Aufsichtsratsmitglieder sind in eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organmitglieder einbezogen. 
Die Prämien werden von der Gesellschaft bezahlt. Das Unternehmen erstattet allen Aufsichtsratsmitgliedern ihre Aus-
lagen sowie die auf ihre Bezüge entfallende Umsatzsteuer. Es bestehen keine vergütungsbezogenen Vereinbarungen 
zwischen der Gesellschaft und den Aufsichtsratsmitgliedern, die über die Bestimmungen in der Satzung hinausgehen. 
Die Vergütung ist nach Ablauf der Hauptversammlung, die den Jahresabschluss für das abgelaufene Geschäftsjahr 
entgegennimmt oder über seine Billigung entscheidet, zur Zahlung fällig.

Die Aufsichtsratsmitglieder werden vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung der Amtszeit bei der Wahl für die 
Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem 
Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Aufsichts-
ratsmitglieder können vorbehaltlich der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen abberufen werden, und sie können 
ihr Amt durch schriftliche Erklärung mit Wirkung zum Ende des auf die Erklärung folgenden Kalendermonats auch 
ohne wichtigen Grund vorzeitig niederlegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende - oder im Falle einer Amtsniederlegung 
durch den Vorsitzenden sein Stellvertreter - kann die Frist abkürzen oder auf die Einhaltung der Frist verzichten. Es 
gibt keine weitere Vergütung im Falle des Ausscheidens oder eine Bestimmung hinsichtlich der Vergütung nach der 
Amtszeit. Aufsichtsratsmitglieder, die nicht während des gesamten Geschäftsjahrs als Mitglied oder Vorsitzender des 
Aufsichtsrats oder eines Ausschusses tätig waren, erhalten eine zeitanteilige Vergütung für jeden angefangenen Monat 
ihrer Amtszeit. 

Die Struktur der Aufsichtsratsvergütung, die ausschließlich eine feste Vergütung vorsieht, stärkt die Unabhängigkeit 
des Aufsichtsrats und stellt ein Gegengewicht zur Struktur der Vorstandsvergütung dar, die im Wesentlichen variabel 
und auf die Wachstumsstrategie der Gesellschaft ausgerichtet ist. Damit fördert die Aufsichtsratsvergütung die lang-
fristige Entwicklung der MTU.

Der Aufsichtsrat prüft regelmäßig, ob die Vergütung seiner Mitglieder unter Berücksichtigung ihrer Aufgaben und 
der Lage des Unternehmens angemessen ist. Zu diesem Zweck hat der Aufsichtsrat die Möglichkeit, einen horizon-
talen Marktvergleich und / oder einen vertikalen Vergleich mit der Vergütung der Mitarbeiter des Unternehmens 
vorzunehmen. Der Aufsichtsrat kann sich von einem unabhängigen externen Experten beraten lassen. Aufgrund der 
Besonderheit der Arbeit des Aufsichtsrats wird bei der Überprüfung der Aufsichtsratsvergütung in der Regel kein 
vertikaler Vergleich mit der Vergütung von Mitarbeitern des Unternehmens vorgenommen. Abhängig vom Ergebnis 
der Vergleichsanalyse und der Bewertung dieses Ergebnisses durch den Aufsichtsrat kann der Aufsichtsrat gemeinsam 
mit dem Vorstand der Hauptversammlung einen Vorschlag zur Anpassung der Aufsichtsratsvergütung unterbreiten. 
Die Hauptversammlung fasst mindestens alle vier Jahre einen Beschluss über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglie-
der (einschließlich des zugrunde liegenden Vergütungssystems). Der entsprechende Beschluss kann auch die aktuelle 
Vergütung bestätigen. Wenn die Hauptversammlung das vorgeschlagene Vergütungssystem nicht billigt, ist spätestens 
in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem vorzulegen.
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Die in den Geschäftsordnungen für den Vorstand und den Aufsichtsrat festgelegten Regeln für den Umgang mit 
Interessenkonflikten werden bei den Verfahren zur Einrichtung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungssystems 
eingehalten. Es wird darauf geachtet, dass externe Vergütungsexperten unabhängig sind. Es wird eine Bestätigung 
ihrer Unabhängigkeit verlangt.

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist in § 12 der Satzung der Gesellschaft geregelt, der wie folgt lautet:

 „§ 12 Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder

 (1)  Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung in Höhe 
von € 50.000,– (in Worten: Euro fünfzigtausend).

 (2)  Die Vergütung beträgt für den Vorsitzenden das Dreifache und für seinen Stellvertreter das Eineinhalbfache der 
Vergütung nach Abs. 1.

 (3)  Mitglieder des Aufsichtsrats, die einem Ausschuss angehören, erhalten über die Vergütung gemäß Abs. 1 hinaus 
zusätzlich € 10.000,– (in Worten: Euro zehntausend) und, sofern sie den Vorsitz des Ausschusses innehaben, 
zusätzlich weitere € 20.000,– (in Worten: Euro zwanzigtausend). Dies gilt nicht für die Mitgliedschaft in dem zur 
Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 MitbestG 1976 bezeichneten Aufgabe gebildeten Ausschuss, die mit keiner zusätz-
lichen Vergütung verbunden ist.

 (4)  Mitglieder des Aufsichtsrats, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehören oder die 
in Abs. 2 bezeichneten Funktionen wahrgenommen haben, erhalten für jeden angefangenen Monat eine anteilige 
Vergütung.

 (5)  Zusätzlich zu der Jahresvergütung erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für Sitzungen des Aufsichtsrats und  
eines seiner Ausschüsse, denen sie angehören, ein Sitzungsgeld in Höhe von € 3.000,– (in Worten: Euro dreitausend) 
pro Sitzung, jedoch höchstens € 3.000,– (in Worten: Euro dreitausend) je Kalendertag. Für die Teilnahme an einer 
vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter gemäß § 11 Abs. 6 einberufenen Sitzung mittels moderner Telekommu-
nikationsmittel (Telefon- oder Videokonferenz) wird die Hälfte des Sitzungsgeldes gezahlt.

 (6)  Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern auf Nachweis erforderliche Auslagen. Die Umsatzsteuer wird 
von der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt sind, die Umsatzsteuer gesondert in 
Rechnung zu stellen und dieses Recht ausüben.

 (7)  Die Gesellschaft gewährt den Aufsichtsratsmitgliedern angemessenen Versicherungsschutz; insbesondere schließt 
die Gesellschaft zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine D&O-Versicherung ab.“

5.  Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9: (Beschlussfassung über die Aufhebung des 
Genehmigten Kapitals 2019 und Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2021 mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts; Neufassung von § 4 Absatz 5 der Satzung) gemäß 
§ 203 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung die Schaffung eines genehmigten Kapitals vor, um der 
Gesellschaft kurzfristige Reaktionen auf Marktgegebenheiten ohne erneute Einberufung einer Hauptversammlung zu 
ermöglichen. Die der Gesellschaft von der Hauptversammlung am 11. April 2019 erteilte Ermächtigung zur Schaffung 
eines genehmigten Kapitals wurde von der Gesellschaft bisher nicht genutzt (Stand März 2021) und läuft am 10. April 
2024 aus. Sie soll vorzeitig durch eine neue Ermächtigung ersetzt werden. Die neue Ermächtigung ist wie bisher auf 
fünf Jahre befristet. 

Insgesamt soll ein genehmigtes Kapital von Euro 16.000.000 gegen Bar- und/oder Sacheinlage geschaffen werden. Dies 
entspricht circa 30 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft. Die Ermächtigung soll für die gesetzliche Höchst-
dauer von fünf Jahren (konkret bis zum 20. April 2026) erteilt werden. Das bestehende Genehmigte Kapital 2019 wird 
aufgehoben. 
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Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen soll die Möglichkeit bestehen, das Bezugsrecht auszuschließen.  
Die MTU soll auf diese Weise die Möglichkeit erhalten, im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens- 
teilen oder Beteiligungen an anderen Unternehmen sowie im Rahmen des Erwerbs sonstiger einlagefähiger Wirtschafts- 
güter, die mit einem der vorgenannten Akquisitionsobjekte im Zusammenhang stehen (etwa mit dem Geschäftsbetrieb 
eines zu erwerbenden Unternehmens im Zusammenhang stehende gewerbliche Schutzrechte bzw. Immaterialgüter-
rechte), dem Veräußerer als Gegenleistung eine Beteiligung an der MTU durch Ausgabe neuer Aktien einzuräumen. 
So kann sich in Verhandlungen durchaus die Notwendigkeit ergeben, dem Veräußerer als Gegenleistung nicht Geld, 
sondern Aktien bereitstellen zu müssen. Außerdem kann die Gewährung von Aktien als Gegenleistung auch unter dem 
Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur im Interesse der Gesellschaft sein. Die Ermächtigung ermöglicht 
der MTU insoweit namentlich, ggf. auch größere Akquisitionsobjekte unter Einbeziehung dieser Form der Gegenleistung  
und damit liquiditätsschonend zu erwerben. Die Gesellschaft steht im globalen und nationalen Wettbewerb. Sie muss 
jederzeit in der Lage sein, an den internationalen und nationalen Märkten schnell und flexibel handeln zu können. 
Dazu gehört es, derartige Akquisitionen zur Verbesserung der Wettbewerbsposition durchzuführen. Die Möglichkeit, 
Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung anzubieten, schafft einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisi-
tionsobjekte und gewährt den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen sowie von sonstigen, mit einem solchen Akquisitionsobjekt im 
Zusammenhang stehenden, einlagefähigen Wirtschaftsgütern liquiditätsschonend nutzen zu können. Dazu müssen die 
neuen Aktien allein dem Veräußerer angeboten werden können, wofür ein vollständiger Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre unumgänglich ist. Da über solche Akquisitionen häufig kurzfristig entschieden werden muss, kann für 
die dann erforderliche Sachkapitalerhöhung in der Regel nicht erst ein Hauptversammlungsbeschluss herbeigeführt 
werden. Es bedarf deshalb eines genehmigten Kapitals, auf das der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – 
schnell zugreifen kann. Die Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen setzt voraus, dass der Wert der Sacheinlagen  
in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungs- 
relation sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre angemessen gewahrt bleiben und  
insbesondere ein angemessener Ausgabebetrag für die neuen Aktien erzielt wird.

Bei Einräumung eines Bezugsrechts wären hingegen der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Un-
ternehmensbeteiligungen und von sonstigen, mit einem solchen Akquisitionsobjekt im Zusammenhang stehenden 
einlagefähigen Wirtschaftsgütern gegen Gewährung neuer Aktien der Gesellschaft nicht möglich und die damit für die 
Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile nicht erreichbar.

Wenn sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
konkretisieren oder die Möglichkeit besteht, sonstige, mit einem solchen Akquisitionsobjekt im Zusammenhang 
stehende einlagefähige Wirtschaftsgüter zu erwerben, wird der Vorstand jeweils im Einzelfall prüfen, ob er von der 
Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen unter Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll. Er wird 
die Ermächtigung nur dann ausnutzen, wenn er zu der Überzeugung gelangt, dass der Erwerb gegen Ausgabe von 
Aktien der MTU im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt und auch unter Berücksichtigung des eintreten-
den Verwässerungseffekts gerechtfertigt ist. Der Aufsichtsrat wird die erforderliche Zustimmung zur Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2021 nur erteilen, wenn er ebenfalls zu dieser Überzeugung gelangt.

Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen soll den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht eingeräumt 
werden. 

Das Bezugsrecht kann den Aktionären auch in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem Kredit-
institut oder einem nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Gesetzes über das Kredit-
wesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten 
(§§ 203 Absatz 1, 186 Absatz 5 AktG). Der Vorstand soll jedoch die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise für bestimmte Fälle auszuschließen. Dazu im Einzelnen: 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2021 in Höhe 
von nominal insgesamt bis zu Euro 16.000.000 vor, das gegen Bareinlage (und ggf. gegen Sacheinlage, s. o.) ausgenutzt 
werden kann. 
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Der Vorstand soll dabei ermächtigt werden, Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen. Dies dient der 
Herstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzen-
betrages würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchführung der Kapital-
erhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund 
der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. 

Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht ausschließen können, soweit es erfor-
derlich ist, um den Inhabern von Options- oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu 
gewähren, wenn es die Bedingungen der Schuldverschreibungen bestimmen. Schuldverschreibungen enthalten zur 
erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt regelmäßig einen Verwässerungsschutz, der vorsieht, dass den Inhabern 
bei nachfolgenden Aktienemissionen ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es Aktionären 
zusteht. Zur Bedienung derartiger Bezugsrechte der Inhaber der Schuldverschreibungen reicht das Bedingte Kapital 
häufig nicht aus, insbesondere da der Umfang zukünftiger Aktienemissionen bei Schaffung des jeweiligen Bedingten 
Kapitals noch nicht vorhersehbar ist. Um die Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwässerungsschutz aus-
statten zu können, muss das Bezugsrecht somit aus dem Genehmigten Kapital bedient werden können. Insoweit muss 
bei Ausübung des Genehmigten Kapitals das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Das 
dient der leichteren Platzierung der Schuldverschreibungen und damit den Interessen der Aktionäre an einer optima-
len Finanzstruktur der Gesellschaft. 

Der Vorstand soll gemäß §§ 203 Absatz 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ferner ermächtigt sein, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgege-
ben werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der in dieser Weise unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf insgesamt 5 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Diese Ermächtigung versetzt 
die Gesellschaft in die Lage, Marktchancen in ihren verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und flexibel zu nutzen und 
einen dafür bestehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des Bezugs-
rechts ermöglicht dabei der Verwaltung nicht nur ein zeitnäheres Agieren, sondern auch eine Platzierung der Aktien 
zu einem börsenkursnahen Preis, also ohne den bei Bezugsrechtsemissionen erforderlichen Abschlag. Dies führt zu hö-
heren Emissionserlösen zum Wohl der Gesellschaft. Zusätzlich kann mit einer derartigen Platzierung die Gewinnung 
neuer Aktionärsgruppen verbunden werden. 

§ 186 Absatz 2 AktG sieht zwar für den Fall der Wahrung des Bezugsrechts die Möglichkeit vor, bei Veröffentlichung 
der Bezugsfrist noch keinen konkreten Ausgabebetrag, sondern nur die Grundlagen für seine Festlegung anzugeben. 
Aber auch in einem solchen Fall kann letztlich nicht der bestmögliche Platzierungserfolg für die Gesellschaft erwartet 
werden, weil der Ausgabebetrag spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt zu machen ist. Auch ist bei 
Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit darüber, in welchem Umfang dieses ausgeübt wird (Bezugs-
verhalten), die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit mehr Aufwand verbunden. Durch die Ermäch-
tigung zum Bezugsrechtsausschluss kann daher eine bestmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der Gesell-
schaft und aller Aktionäre erreicht werden. 

Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den Abschlag so niedrig bemessen, wie dies nach den zum 
Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der Ausgabebetrag und damit das der 
Gesellschaft zufließende Entgelt für die neuen Aktien wird sich am Börsenpreis der schon börsennotierten Aktien 
orientieren und den aktuellen Börsenpreis nicht wesentlich, d. h. jedenfalls um nicht mehr als 10 % unterschreiten.  
Der Bezugsrechtsausschluss darf 5 % des bestehenden Grundkapitals nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung auf  
5 % des Grundkapitals ist eine seit Erteilung dieser Ermächtigung, also seit 21. April 2021, erfolgende Gewährung von 
Options- bzw. Wandlungsrechten auf Aktien der Gesellschaft unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Absatz 
3 Satz 4 AktG anzurechnen. Auf die 5 %-Grenze werden schließlich auch die Ausgabe bzw. Veräußerungen eigener 
Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG angerechnet. 
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Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick 
auf einen weitgehenden Verwässerungsschutz ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Jeder Aktionär hat aufgrund 
des börsenkursnahen Ausgabekurses der neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen Begrenzung der bezugs-
rechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforder-
lichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über die Börse zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass in 
Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch die Stimm-
rechtsinteressen bei einer Ausnutzung des Genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen 
gewahrt werden, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre angemessene Handlungsspielräume eröffnet 
werden. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den 
genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen, auch unter Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden 
Verwässerungseffekts, für sachlich gerechtfertigt und angemessen. 

Der Vorstand wird über die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 jeweils in der nächsten Hauptversammlung 
berichten.

6.  Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 10 (Beschlussfassung über die Ermächtigung  
zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, auch unter Ausschluss des 
Bezugsrechts; Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2021); Aufhebung 
des nicht genutzten Teils der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und Optionsschuld- 
verschreibungen 2019, teilweise Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2019 und  
entsprechende Änderung von § 4 Absatz 7, Ergänzung um einen § 4 Absatz 8 der Satzung) g 
emäß § 221 Absatz 4 Satz 2 i.V.m. § 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung eine Ermächtigung und ein Bedingtes Kapital (Bedingtes 
Kapital 2021) zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen „Schuldverschreibun-
gen“) vor. Die Begebung von Schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) kann zusätzlich zu den 
klassischen Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapitalaufnahme die Möglichkeit bieten, je nach Marktlage attraktive 
Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Der Rahmen soll auf einen Gesamtnennbetrag der Schuldver-
schreibungen von maximal Euro 600.000.000 und eine Berechtigung zum Bezug von bis zu maximal 2.600.000 auf den 
Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft begrenzt werden. 

Unter teilweiser Ausnutzung der Ermächtigung 2019 hat die Gesellschaft im September 2019 im Wege der Privat- 
platzierung eine Wandelschuldverschreibung mit einem Gesamtnennbetrag von EUR 500.000.000 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss begeben. Dementsprechend ist die von der Hauptversammlung am 11. April 2019 erteilte 
Ermächtigung 2019 nicht mehr vollumfänglich nutzbar und der Spielraum für künftige Finanzierungen entsprechend 
eingeschränkt. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung daher im Zuge einer Beschlussfassung 
über eine neue Ermächtigung 2021 vor, den nicht genutzten Teil der Ermächtigung 2019 aufzuheben. 

Angesichts des Umstands, dass die Ermächtigung 2019 mit der Beschlussfassung insoweit aufgehoben werden soll, wie 
von ihr nicht Gebrauch gemacht wurde, und ab diesem Zeitpunkt somit unter der Ermächtigung 2019 keine weiteren 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden können, muss das derzeit noch in Höhe von Euro 2.600.000 bestehende 
Bedingte Kapital 2019 nur noch zur Absicherung der Wandlungsrechte der im September 2019 ausgegebenen Wandel-
schuldverschreibungen vorgehalten werden. Das Bedingte Kapital 2019 kann daher im von Vorstand und Aufsichtsrat 
vorgeschlagenen Umfang von Euro 1.000.000 aufgehoben und das Bedingte Kapital 2019 in § 4 Absatz 7 Satz 1 der 
Satzung entsprechend auf einen Betrag von Euro 1.600.000 angepasst werden. 

Die Emission von Schuldverschreibungen ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital zu - im Vergleich zur herkömm-
lichen Fremdfinanzierung - attraktiven Konditionen, das bei Fälligkeit unter Umständen in Eigenkapital umgewandelt 
wird und so der Gesellschaft erhalten werden kann. Die ferner vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von 
Wandel- und/oder Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu begründen, erweitert den Spielraum für die Ausge-
staltung dieses Finanzierungsinstruments. Die Ermächtigung gibt der Gesellschaft die erforderliche Flexibilität, die 
Schuldverschreibungen selbst oder über unter der Leitung der Gesellschaft stehende Konzernunternehmen („Konzern-
unternehmen“) zu platzieren. Schuldverschreibungen können außer in Euro auch in anderen gesetzlichen Währungen, 
wie bspw. eines OECD-Landes, mit und ohne Laufzeitbegrenzung ausgegeben werden. 
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Die Schuldverschreibungsbedingungen können vorsehen oder gestatten, dass im Fall der Ausübung von Wandlungs- 
beziehungsweise Optionsrechten oder der Erfüllung der entsprechenden Pflichten auch neue oder eigene Aktien der 
Gesellschaft gewährt werden. In den Schuldverschreibungsbedingungen kann – zur weiteren Erhöhung der Flexibilität 
– auch vorgesehen oder gestattet werden, dass die Gesellschaft einem Wandlungs- beziehungsweise Optionsberech-
tigten beziehungsweise entsprechend Verpflichteten im Falle der Ausübung des Wandlungs- beziehungsweise Opti-
onsrechts beziehungsweise der Erfüllung der entsprechenden Pflichten nicht eigene Aktien der Gesellschaft gewährt, 
sondern den Gegenwert in Geld auszahlt. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass eine Erhöhung des Grundkapitals 
im zukünftigen Zeitpunkt der Ausübung der Wandel- beziehungsweise Optionsrechte beziehungsweise der Erfüllung 
entsprechender Pflichten gegebenenfalls unwillkommen sein kann. Davon abgesehen schützt die Nutzung der Mög-
lichkeit der Barauszahlung die Aktionäre vor dem Rückgang ihrer Beteiligungsquote sowie vor der Verwässerung des 
Vermögenswerts ihrer Aktien, da keine neuen Aktien ausgegeben werden. 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Bei einer Platzierung über Konzernunternehmen muss 
die Gesellschaft ebenfalls sicherstellen, dass den Aktionären der Gesellschaft das gesetzliche Bezugsrecht gewährt 
wird. Um die Abwicklung zu erleichtern, ist die Möglichkeit vorgesehen, die Schuldverschreibungen an ein oder mehre-
re Kreditinstitute mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem 
Bezugsrecht zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand soll jedoch auch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
insoweit auszuschließen, als sich die Ausgabe von Aktien aufgrund von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder Wand-
lungspflichten auf bis 5 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder - falls dieser Wert geringer ist - zum Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals beschränkt. Durch diese Möglichkeit des Ausschlusses 
des Bezugsrechts erhält die Gesellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig wahrzunehmen 
und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz und 
Ausgabepreis der Schuldverschreibung zu erreichen. Maßgeblich hierfür ist, dass im Gegensatz zu einer Emission von 
Schuldverschreibungen mit Bezugsrecht der Ausgabepreis erst unmittelbar vor der Platzierung festgesetzt werden 
kann, wodurch ein erhöhtes Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist vermieden werden kann. Bei 
Gewährung eines Bezugsrechts müsste dagegen der Bezugspreis bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist veröffentlicht 
werden. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht damit ein Marktrisiko über 
mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Anleihekonditionen führt. Die Bezugsfrist 
erschwert es auch, kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse zu reagieren. Insbesondere bei Schuldverschreibungen 
kommt hinzu, dass bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über seine Ausübung die erfolgrei-
che Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden ist. Indem der Ausgabepreis 
der Schuldverschreibungen in diesen Fällen nicht wesentlich unter ihrem nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten rechnerischen Marktwert festgelegt wird, soll dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich 
einer wirtschaftlichen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen werden. Bei einem Ausgabepreis zum 
Marktwert sinkt der Wert des Bezugsrechts praktisch auf Null. Den Aktionären entsteht damit kein wesentlicher 
wirtschaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss. Der Vorstand wird bestrebt sein, einen möglichst hohen 
Ausgabepreis zu erzielen und den wirtschaftlichen Abstand zu dem Preis, zu dem die bisherigen Aktionäre Aktien 
über den Markt zukaufen können, möglichst niedrig zu bemessen. Aktionäre, die ihren Anteil am Grundkapital der Ge-
sellschaft aufrechterhalten möchten, können dies durch einen Zukauf über den Markt zu annähernd gleichen Konditi-
onen erreichen. Auch eine relevante Einbuße der Beteiligungsquote scheidet aus Sicht der Aktionäre aus. Die Ermäch-
tigung ist auf die Ausgabe von Wandlungs- bzw. Optionsrechten (auch mit Wandlungspflichten) beschränkt, auf die bis 
zu 5 % des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Auf die vorgenannte 5 %-Grenze sind Aktien sowie Wandlungs- und 
Optionsrechte anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert wurden. Durch diese Anrechnungen wird 
sichergestellt, dass keine Schuldverschreibungen ausgegeben werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt 
für mehr als 5 % des Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird. Diese weitergehende Beschränkung liegt im Interesse der Aktionäre, 
die bei entsprechenden Kapitalmaßnahmen ihre Beteiligungsquote möglichst aufrechterhalten wollen.
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Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszuneh-
men. Solche Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und der Darstellung eines 
praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erleichtert in diesen 
Fällen die Abwicklung der Kapitalmaßnahme. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen 
werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 
Durch die Beschränkung auf Spitzenbeträge erleiden die Aktionäre keine nennenswerte Verwässerung; sie ist nach 
Ansicht des Vorstands sachlich gerechtfertigt und angemessen. 

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio-
näre auszuschließen, um den Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder auch von mit 
Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie 
es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen 
würde. Dadurch wird eine wirtschaftliche Schlechterstellung der Inhaber/Gläubiger von Wandlungs- und/oder Options-
rechten (auch mit Wandlungspflicht) vermieden; ihnen wird ein Verwässerungsschutz gewährt, der der Kapitalmarkt-
praxis entspricht, die Platzierung der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibung erleichtert und der Gesellschaft 
einen höheren Mittelzufluss ermöglicht, weil der Wandlungs- bzw. Optionspreis in diesen Fällen nicht ermäßigt oder 
ein anderweitiger Verwässerungsschutz gewährt zu werden braucht. Die Belastung der bisherigen Aktionäre erschöpft 
sich darin, dass den Inhabern/Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten (auch mit Wandlungspflicht) ein 
Bezugsrecht gewährt wird, das ihnen ohnehin zustünde, wenn sie ihre Wandlungs- und/oder Optionsrechte bereits 
ausgeübt oder ihre Pflicht zur Wandlung bereits erfüllt hätten. In der Abwägung der Vor- und Nachteile erscheint der 
Bezugsrechtsausschluss in diesem Fall daher sachgerecht.

Sofern der Vorstand während eines Geschäftsjahrs eine der vorstehenden Ermächtigungen zum Bezugsrechtsaus-
schluss im Rahmen einer Ausgabe von Schuldverschreibungen ausnutzt, wird er in der folgenden Hauptversammlung 
hierüber berichten.
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III.  Weitere Angaben und Hinweise zur ordentlichen  
Hauptversammlung 2021

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 2021 besteht das Grundkapital der Gesellschaft aus 53.398.749 
auf den Namen lautenden Stückaktien und ebenso vielen Stimmrechten. Davon sind zum Zeitpunkt der Einberufung 
53.344.339 Aktien stimmberechtigt, da das Stimmrecht aus 54.410 von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien 
nicht ausgeübt werden kann.

2.  Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und der Ausübung des 
Stimmrechts

Auf Grundlage des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins , Stiftungs- und Wohnungs-
eigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020, dessen Regelungen 
durch das Gesetz zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebeding-
ter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts- Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom  
22. Dezember 2020 geändert wurden und bis zum 31. Dezember 2021 weiter Anwendung finden (nachfolgend „COVID-
19-Gesetz“), hat der Vorstand der Gesell-schaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, die Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abzuhalten.

Die Hauptversammlung findet in den Geschäftsräumen der Gesellschaft in der Dachauer Straße 665, 80995 München, 
unter Anwesenheit eines mit der Niederschrift beauftragten Notars statt. Die Hauptversammlung wird für Aktionäre 
vollständig in Bild und Ton über das HV-Portal im Internet unter www.mtu.de/hv übertragen. Die Aktionäre haben im 
Wege der elektronischen Kommunikation die Möglichkeit, ihr Stimmrecht auszuüben (durch Bevollmächtigung des 
Stimmrechtsvertreters oder Briefwahl, jeweils selbst oder durch einen Bevollmächtigten). Über elektronische Kom-
munikation haben die Aktionäre weiter die Möglichkeit, Fragen zu stellen und Widerspruch gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung einzulegen.

Zur Ausübung des Stimmrechts und zur Ausübung der weiteren Rechte in der virtuellen Hauptversammlung sind nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister der Gesellschaft als Aktionäre eingetragen sind und ihre Aktien 
so rechtzeitig angemeldet haben, dass ihre Anmeldung spätestens bis zum Ablauf des Mittwoch, 14. April 2021 (24:00 
Uhr MESZ), bei der Gesellschaft eingegangen ist. 

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können sich in Textform in deutscher oder englischer Sprache bei 
der MTU Aero Engines AG unter der Anschrift

  MTU Aero Engines AG 
  c/o Link Market Services GmbH 
  Landshuter Allee 10 
  80637 München  
  Deutschland

oder per Telefax unter der Nummer

  +49 (0)89 210 27 288

oder per E-Mail an

  namensaktien@linkmarketservices.de

oder elektronisch unter der Internet-Adresse 

  www.mtu.de/hv
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anmelden. Für die Anmeldung über die vorstehende Internetseite benötigen Sie Ihre individuellen Zugangsdaten, die 
Sie mit den Aktionärsunterlagen erhalten. Diejenigen, die sich für den Versand der Einladungen per E-Mail registriert 
haben, erhalten ihre Zugangsdaten jeweils in separaten E-Mails an die angegebene E-Mail-Adresse. Nähere Hinweise 
zum Anmeldeverfahren entnehmen Sie bitte den Ihnen zugesandten Aktionärsunterlagen sowie der genannten Inter-
netseite. 

Intermediäre und andere in § 135 AktG genannte Personen dürfen das Stimmrecht für Aktien, die ihnen nicht gehören 
und als deren Inhaber sie nicht im Aktienregister eingetragen sind, nur aufgrund einer Ermächtigung des Aktionärs 
ausüben.

Für die Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts ist der am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetra-
gene Aktienbestand maßgebend. Bitte beachten Sie, dass aus arbeitstechnischen Gründen innerhalb der letzten drei 
Werktage vor der Hauptversammlung bis zum Tag der Versammlung (jeweils einschließlich), d. h. vom Samstag,  
17. April 2021 (0:00 Uhr MESZ), bis einschließlich Mittwoch, 21. April 2021 (24:00 Uhr MESZ), keine Umschreibungen 
im Aktienregister vorgenommen werden. Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht gesperrt 
oder blockiert. Aktionäre können daher über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung und ungeachtet des vorge-
nannten Umschreibestopps frei verfügen. 

3. Verfahren für die Bevollmächtigung Dritter 
Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten, zum Beispiel 
ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung, ausüben lassen. Auch diese Bevollmächtigten können das Stimm-
recht in der Hauptversammlung nur durch Briefwahl oder durch Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter ausüben. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
bedürfen der Textform, wenn weder ein Intermediär (z. B. ein Kreditinstitut) noch eine Aktionärsvereinigung oder 
diesen gem. § 135 Absatz 8 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen bevollmächtigt werden. Aktionäre oder 
ihre Bevollmächtigten können den Nachweis der Bevollmächtigung oder des Widerrufs der Vollmacht gegenüber der 
Gesellschaft in Textform unter einer der oben unter Ziffer 2 genannte Anschrift, E-Mail-Adresse, Faxnummer oder 
Internetadresse übermitteln. 

Für die Bevollmächtigung von Intermediären (z. B. Kreditinstituten), Aktionärsvereinigungen oder anderen diesen 
nach § 135 Absatz 8 AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen sowie für den Widerruf und den Nachweis einer 
solchen Bevollmächtigung oder des Widerrufs gelten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG. Bitte 
beachten Sie auch die von den Intermediären (z. B. Kreditinstituten), Aktionärsvereinigungen und anderen gleichge-
stellten Personen und Institutionen insofern gegebenenfalls vorgegebenen Regelungen.

Erforderlich ist eine Anmeldung der Aktionäre bis zum Ablauf des Mittwoch, 14. April 2021 (24:00 Uhr MESZ). Bei 
rechtzeitiger Anmeldung können die Erteilung von Vollmachten und der Nachweis der Bevollmächtigung per Post, Fax 
oder E-Mail vor der Hauptversammlung bis zum Ablauf des Dienstag, 20. April 2021, (24:00 Uhr MESZ), erfolgen, und 
zwar unter einer der oben in Ziffer 2 für die Anmeldung genannten Adressen.

Über das HV-Portal der Gesellschaft unter www.mtu.de/hv ist die Vollmachtserteilung in der virtuellen Hauptver-
sammlung am 21. April 2021 bis zum Beginn der durch den Versammlungsleiter angekündigten Abstimmung möglich. 

Nähere Einzelheiten und Formulare zur Vollmachtserteilung werden wir unseren Aktionären zusammen mit der Zu-
sendung der Einladung zur Hauptversammlung mitteilen. 

Die Nutzung des HV-Portals durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom Vollmachtgeber 
die mit dem Einladungsschreiben zur Hauptversammlung versandten Zugangsdaten zum HV-Portal erhält.
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4. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
Aktionäre können ihr Stimmrecht durch Mitarbeiter der Gesellschaft in der Hauptversammlung ausüben lassen. Zu 
diesem Zweck müssen den Stimmrechtsvertretern Vollmacht und Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts in 
Textform erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Die Stimmrechts-
vertreter können keine Aufträge zum Stellen von Fragen oder Anträgen oder der Einlegung von Widersprüchen entge-
gennehmen. Auch Bevollmächtigte, wie zum Beispiel Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und diesen gemäß § 135 
AktG gleichgestellten Personen können sich der Vollmacht und Weisung an die Stimmrechtsvertreter bedienen.

Erforderlich ist eine Anmeldung der Aktionäre bis zum Ablauf des Mittwoch, 14. April 2021 (24:00 Uhr MESZ). Bei 
rechtzeitiger Anmeldung können die Erteilung von Vollmachten und der Nachweis der Bevollmächtigung sowie die 
Erteilung oder Änderung von Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter per Post, Fax 
oder E-Mail vor der Hauptversammlung bis zum Ablauf des Dienstag, 20. April 2021, (24:00 Uhr MESZ), erfolgen, und 
zwar unter einer der oben in Ziffer 2 für die Anmeldung genannten Adressen.

Über das HV-Portal der Gesellschaft unter www.mtu.de/hv sind die Vollmachtserteilung und Weisungen an die Stimm-
rechtsvertreter sowie Änderungen dieser Weisungen in der virtuellen Hauptversammlung am 21. April 2021 bis zum 
Beginn der durch den Versammlungsleiter angekündigten Abstimmung möglich. 

Nähere Einzelheiten und Formulare zur Vollmachts- und Weisungserteilung werden wir unseren Aktionären zusam-
men mit der Zusendung der Einladung zur Hauptversammlung mitteilen. 

5. Verfahren für die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl
Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können ihr Stimmrecht auch durch Briefwahl ausüben. Auch Be-
vollmächtigte, wie zum Beispiel Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und diesen gemäß § 135 AktG gleichgestellte 
Personen können sich der Briefwahl bedienen.

Erforderlich ist eine Anmeldung der Aktionäre bis zum Ablauf des Mittwoch, 14. April 2021 (24:00 Uhr MESZ). Bei 
rechtzeitiger Anmeldung können bis spätestens zum Ablauf des Dienstag, 20. April 2021 (24:00 Uhr MESZ) per Post, 
Fax oder E-Mail Briefwahlstimmen abgegeben oder ihre bereits abgegebenen Briefwahlstimmen in Textform geändert 
oder widerrufen werden, und zwar unter einer der oben in Ziffer 2 für die Anmeldung genannten Adressen. 

Über das HV-Portal unter www.mtu.de/hv ist die Stimmabgabe per Briefwahl sowie der Widerruf oder die Änderung 
der Briefwahlstimme in der virtuellen Hauptversammlung am 21. April 2021 bis zum Beginn der durch den Versamm-
lungsleiter angekündigten Abstimmung möglich.

Nähere Einzelheiten und Formulare zur Briefwahl werden wir unseren Aktionären zusammen mit der Zusendung der 
Einladung zur Hauptversammlung mitteilen. 

6. Ergänzungsanträge, Anträge, Wahlvorschläge und Auskunftsverlangen des Aktionärs

a) Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß § 122 Absatz 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro 
erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen muss der Gesellschaft 
schriftlich unter der in Ziffer 6 b) angegebenen Postadresse bis zum Ablauf des Sonntag, 21. März 2021 (24:00 Uhr 
MEZ), zugegangen sein. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 
Antrag halten.

b) Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Absatz 1 und 127 AktG

Der Vorstand wird etwaige Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 f. AktG nur zugänglich machen, 
wenn sie bis zum Ablauf des Dienstag, 6. April 2021 (24:00 Uhr MESZ), bei der Gesellschaft eingegangen sind und  
die Antragsteller im Aktienregister als Aktionäre eingetragen sind. Anträge und Anfragen der Aktionäre im Sinne von  
§ 126 Absatz 1 AktG oder Wahlvorschläge im Sinne von § 127 AktG sind ausschließlich an folgende Adressen der 
Gesellschaft zu richten:
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Postanschrift

  MTU Aero Engines AG 
  Investor Relations  
  Dachauer Straße 665 
  80995 München

oder per Telefax an

  +49 (0)89 1489 95139

oder per E-Mail an

  Hauptversammlung@mtu.de

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. Fristgerecht unter vorstehenden 
Adressen eingehende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären werden einschließlich des Namens des Aktionärs, 
einer Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich nach ihrem Eingang unter der 
Internetadresse

  www.mtu.de/hv 

veröffentlicht.

Frist- und formgerecht gemäß §§ 126 und 127 AktG eingereichte Anträge und Wahlvorschläge werden so behandelt, 
als ob sie in der Hauptversammlung gestellt worden wären, wenn der antragstellende Aktionär ordnungsgemäß zur 
Hauptversammlung angemeldet ist.

c) Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation 

Gemäß § 1 Abs. 2 des COVID-19-Gesetzes haben die Aktionäre das Recht, im Wege der elektronischen Kommunikation 
Fragen zu stellen. Der Vorstand hat im Rahmen des § 1 Abs. 2 Satz 2 des COVID-19-Gesetzes entschieden, dass Fragen 
bis spätestens einen Tag vor der Hauptversammlung eingereicht sein müssen. 

Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Vertreter können ihre Fragen elektronisch 
über das HV-Portal unter www.mtu.de/hv an die Gesellschaft übermitteln. Im HV-Portal ist eine entsprechende Schalt-
fläche vorgesehen. Auch wenn das HV- Portal in deutscher und englischer Sprache zur Verfügung gestellt wird, werden 
nur Fragen berücksichtigt, die in deutscher Sprache gestellt werden. Die Möglichkeit zur Fragenübermittlung ist bis 
Montag, 19. April 2021 (24:00 Uhr MESZ), freigeschaltet. Es besteht keine Möglichkeit, während der Hauptversamm-
lung Fragen zu stellen. 

Im Rahmen der Fragenbeantwortung wird der Fragesteller nicht namentlich benannt werden. Sofern er eine namentli-
che Nennung wünscht, ist dies explizit anzugeben.

7. Widerspruch gegen Beschlüsse der virtuellen Hauptversammlung
Die Aktionäre, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, haben im Wege der elektronischen Kommunikation die Möglichkeit, 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung einzulegen. 

Ein Widerspruch kann ausschließlich über das HV-Portal unter www.mtu.de/hv eingelegt werden und ist von Beginn 
der Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch den Versammlungsleiter möglich.
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8. Veröffentlichungen auf der Internetseite
Diese Einladung zur Hauptversammlung, die nach § 124a AktG zugänglich zu machenden Unterlagen, Anträge von 
Aktionären, weitergehende Ausführungen zu den vorgenannten Aktionärsrechten und weitere Informationen stehen 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mtu.de/hv zur Verfügung. 

Auf der Internetseite werden auch weitere Informationen zur virtuellen Hauptversammlung zur Verfügung stehen. 

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter der gleichen Internetadresse bekanntgegeben. 

9. Hinweise zum Datenschutz 
Wenn Sie sich für die Hauptversammlung anmelden oder eine Vollmacht erteilen, erheben wir personenbezogene Da-
ten über Sie und/oder über Ihren Bevollmächtigten. Dies geschieht, um Ihnen die Ausübung Ihrer Rechte im Rahmen 
der Hauptversammlung zu ermöglichen. Auch wenn Sie einen Antrag auf Ergänzung der Tagesordnung stellen oder 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge machen wollen, müssen wir Ihren Namen unter bestimmten Voraussetzungen 
veröffentlichen.

Erteilen Sie für die Ausübung Ihrer Rechte auf der Hauptversammlung eine Vollmacht, haben Sie die von Ihnen bevoll-
mächtigte Person auf die Datenerhebung durch uns hinzuweisen. Daten des Bevollmächtigten werden nur zum Zwecke 
der Durchführung der Stimmabgabe und/oder (Unter-)Vollmacht dieser Person im Rahmen der Hauptversammlung, 
einschließlich der Ausübung der damit zusammenhängenden Rechte, insbesondere des Stimmrechts erhoben.

Die MTU Aero Engines AG verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher unter Beachtung der Bestimmungen der EU-
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Nähere Informationen zum 
Datenschutz sind unter www.mtu.de/hv abrufbar. Wir senden Ihnen diese Informationen auf Anforderung auch in 
gedruckter Form zu.

München, im März 2021

MTU Aero Engines AG

Der Vorstand




